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Wir sind (die) REVOLUTION
Die Zeitung, die du in deinen Händen hältst, wird regelmäßig von einer Gruppe von Jugendlichen 

herausgebracht. Diese Gruppe nennt sich genau wie die Zeitung – REVOLUTION. Wir sind eine 

internationale kommunistische Jugendorganisation. Wir haben ein gemeinsames Programm, das 

wir uns selbst erarbeitet haben. Wir sind offen für jede Diskussion, aber wir stehen geschlossen 

hinter unseren Aktionen. Wie unser Name sagt, sind wir für die Revolution, für den Kommunis-

mus. Eine gerechte und befreite Gesellschaft kann nur entstehen, indem der Kapitalismus von 

denen, die er unterdrückt, zerschlagen wird. Und der Kampf dafür beginnt jetzt, in konkreten 

Kämpfen, wie im Kampf der Refugees für volle Bürger:innenrechte oder Seite an Seite mit Arbei-

ter:innen aus aller Welt. Wir haben wöchentliche Ortsgruppentreffen, auf denen wir gemeinsam 

diskutieren und Aktionen planen. Wir gehen auf Demonstrationen, unterstützen Streiks und 

bringen Flugblätter und eine Zeitung heraus, um neue Jugendliche und junge Arbeiter:innen 

für unsere Ideen zu gewinnen. Wenn du Fragen hast oder diskutieren willst, sprich uns gerne 

an oder schreib uns auf Insta. Wenn du unsere Ideen unterstützt, dann werde aktiv, organisiere 

dich gemeinsam mit uns!
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von Lia Malinovski

Die massiven Veränderungen auf dem Weltmarkt haben 
großen Einfluss auf uns Jugendliche hier in Deutschland 
und international. Während noch vor ein paar Monaten 
ein relativ geschlossener Block zwischen den USA und 
der EU geherrscht hat, bricht dieser langsam auseinan-
der. Wir wollen mit diesem Artikel versuchen, diese Ver-
änderungen zu verstehen und daraus eine Perspektive 
für Revolutionär:innen entwickeln.

Was war die Lage?
Der „westliche Block“ war schon immer von Widersprü-
chen geplagt. Logischerweise, denn die EU (die in sich 
auch Widersprüche trägt) hat ein eigenes imperialis-
tisches Interesse und Machtansprüche, ebenso wie die 
USA. Diese Interessen waren oft miteinander verbunden 
und man hat sich unter die USA untergeordnet, um von 
den deren Erfolgen zu profitieren, ob im Kampf gegen 
den Realsozialismus oder im „Krieg gegen den Terror“. 
Gleichzeitig hat sie die EU aber immer wieder Optionen 
offengehalten, um mit dem russischen oder chinesi-
schen Imperialismus zu kooperieren. Im Zuge des Uk-
rainekriegs und einer verstärkten Blockkonfrontation 
musste sich die EU stärker unter die USA unterordnen 
und hat die Verbindungen zu Russland weitestgehend 
gekappt. Während für die EU der Ukrainekrieg Haupt-
schauplatz der Neuaufteilung der Welt ist, ist es für die 
USA jedoch der Konflikt mit China und die Ukraine nur 
Nebenschauplatz, zur Schwächung des russisch-chi-
nesischen Blocks.

Was hat sich geändert?
Daraus erklärt sich auch das vermeintliche Umlenken 
und Fallenlassen der Ukraine seitens der USA. Während 
Biden noch daran festgehalten hat, über die Ukraine den 
russisch-chinesischen Block zu schwächen, versucht 
Trump das auf einen anderen Weg und konzentriert sich 
mehr auf den direkten Konflikt mit China. Die Ukraine 
soll befriedet werden, Russland von China gelöst und 
dem eigenen Imperialismus untergeordnet, anstatt 

militärisch Handlungsunfähig werden. Das sorgt natür-
lich für Konflikte mit der EU, für die es kein Zurück mehr 
gibt von der Position, Russland zu schwächen.

Gleichzeitig dazu hat Trump in klassisch rechter Ma-
nier wirtschaftlich einen protektionistischen Kurs ein-
gelenkt. Um aus der Krise zu kommen und die eigene 
Wirtschaft insbesondere gegenüber der chinesischen 
zu stärken, will er die Produktion im Land stärken und 
weniger importorientiert arbeiten, wie es bisher der Fall 
war. Mit seiner zugegeben wirtschaftlich irrationalen 
Zollpolitik, die mehr auf Gefühlen als auf Verstand zu 
bauen scheint, versucht er den Export in die USA so 
unrentabel zu machen, dass die Unternehmen ihre Pro-
duktion in die USA verlegen, um den US-Markt trotzdem 
bedienen zu können. Der chinesische Imperialismus 
gewinnt seine Stärke vor allem aus seiner wirtschaftli-
chen Überlegenheit und stellt so den ehemaligen Welt-
hegemon USA vor Herausforderungen. Militärisch sind 
die USA noch weit überlegen, wirtschaftlich ist jedoch 
China zu einer ernsten Gefahr geworden, mit der die USA 
umgehen müssen. Daher der stärker protektionistische 
Kurs. Die Abkehr vom Freihandel schwächt gleichzeitig 
aber auch die „westlichen“ Institutionen wie der IWF, 
weshalb der Kurs Trumps nicht unumstritten ist.

Die EU als schwächstes 
Glied der imperialistischen 
Kette
Die neuen Zölle treffen die EU hart, das sie vom Freihan-
del profitiert und die meisten ihrer Länder eine export-
orientierte Wirtschaft haben, also mehr produzieren 
und ins Ausland verkaufen, als sie aus dem Ausland 
einkaufen. Die USA sind beispielsweise für die deutsche 
Autoindustrie ein besonders wichtiger Markt – 13% 
aller exportierten Fahrzeuge aus Deutschland gehen 
in die USA. Neben dem Umlenken auf eine Befriedung 
in der Ukraine, vertieft die Trump’sche Wirtschafts-
politik die vorhandenen Widersprüche innerhalb des 
westlichen imperialistischen Blocks und stellt diesen 
zunehmend Infrage. 

Trumps Zölle: Krise, 
Krieg – Klassenkampf!
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Nebenher stellt Trump auch noch die NATO auf die Pro-
be, indem er, bzw. seine Regierung, faktisch der Bei-
standspflicht eine Absage erteilt. Die Beistandspflicht 
ist integraler Bestandteil der NATO, ohne den sie nicht 
existieren würde. Wird ein NATO-Mitgliedsstaat an-
gegriffen, helfen die anderen Staaten dort militärisch 
und es wird als Angriff auf die gesamte NATO gesehen. 
Viele bürgerliche Politker:innen sehen damit das Ende 
der NATO eingeleitet – was durchaus eine Möglichkeit 
ist – und begründen damit immer lautere Rufe nach 
mehr Unabhängigkeit der EU von den USA und eine 
eigene europäische Armee. Auch in Deutschland wer-
den die Rufe nach mehr Aufrüstung lauter, so fordert 
Merz beispielsweise, dass die Bundeswehr die stärkste 
Armee Europas werden müsse. Es bleibt aber nicht nur 
bei Forderungen: Die EU will beispiellos viel Geld in die 
eigene Hochrüstung stecken und in Deutschland haben 
alter Bundestag und Bundesrat ein 500 Milliarden Paket 
und eine Grundgesetzänderung zur nahezu unendlichen 
Aufrüstung verabschiedet – mit Linker Beteiligung.

Die EU als schwächstes Glied der imperialistischen Kette 
verliert Stück für Stück die USA als Partnerin und damit 
den eigenen Einfluss in der Welt. Sie ist gezwungen, 
andere Wege zu finden. Doch wenn sich die Frage der 
Strategie stellt, werden auch die inneren Widersprü-
che der EU noch stärker zu Tage treten. Sie ist eben ein 
Verbund verschiedener imperialistischer Staaten, die 
ihre eigene imperialistische Strategie durchboxen wol-

len, allen voran Deutschland und Frankreich. So stellt 
sich aktuell neben der Frage, wie die Ukraine weiter 
unterstützt und die EU dort weiter Einfluss behalten 
kann, auch die Frage wie mit Israels Genozid in Gaza 
umgegangen wird. Zwar sind sich die meisten und die 
einflussreichsten Länder einig, dass Israel weiter unter-
stützt werden muss, aber die Stimmen für ein Ende des 
Genozids und für ein Anerkennen von Palästina als Staat 
werden lauter. Die einen wollen ihren Einfluss in Israel 
vergrößern und sich als starke Partner:innen hinstellen, 
die anderen ihre Beziehungen in den „globalen Süden“ 
nicht weiter zerstören und passen sich teilweise der Kri-
tik an Israel an. Es sind sich jedoch alle einig darin, dass 
die Rechte der Arbeiter:innen und Jugend beschnitten 
werden müssen, was zu sozialen Kämpfen führt, in die 
wir als Kommunist:innen eingreifen müssen

Und was ist mit Deutsch-
land?
Der deutsche Imperialismus ist ebenso dazu gezwun-
gen, unabhängiger von den USA zu werden. Schon vor 
der Politik Trumps steckte Deutschland in einer fetten 
Wirtschaftskrise, die sich weiter verschärft hat. Jahre 
der Stagnation, die Gefahr der Rezession – Auswirkun-
gen der Überproduktionskrise, weil Märkte während 
dem Ukrainekrieg und der Coronapandemie wegge-
fallen sind. Als sich im November 2024 angebahnt hat, 
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dass mit Trump ein Fokus auf Protektionismus und ein 
Ausverkauf der Ukraine kommen wird, ist die Ampel-
Koalition endgültig zerbrochen. Schon vorher unfähig, 
mit der Krise und den vielen Brandherden umzugehen, 
wurde ihr nun ein endgültiger Schlag gegeben. Nach 
einem langen und harten Kampf zwischen Neoliberalis-
mus und sozialer Marktwirtschaft, zwischen Konsum-
stärkung und Lohndrückerei, hat die Veränderung der 
Blockkonfrontation die eh fragile Koalition und fragile 
Wirtschaft hart getroffen. Die vorherige Unsicherheit 
wurde weiter verstärkt. Doch auch Merz und seine Re-
gierung haben keinen Plan, wie sie damit umgehen 
sollen. Man will die EU stärken unter eigener Regie und 

vor allem weiter aufrüsten und irgendwie mit 
Trump über die Zölle verhandeln, gleichzeitig 

vorschnelle Freihandelsabkommen auf 
Kosten der Arbeiter:innen und Jugend 

in den Halbkolonien abschließen.

Daneben will er der Wirtschaftskrise 
vor allem mit Investitionsboostern 
begegnen. Unternehmenssteuern 
senken, verlängerte Arbeitstage, 

günstigere Arbeitskraft, Subven-
tionen in Unternehmen und massi-

ve Aufrüstung. Dass – wie oben kurz 
beschrieben – die Krise nicht eine Krise 

der fehlenden Investition, sondern eine 
Krise der Überproduktion ist, verkennt 

er. Die Folgen seiner Politik, die wohl ohne 
die Verschiebungen in der Blockbildung 

nicht so extrem wären, sind eine massi-
ve Verarmung der Bevölkerung, steigen-

de Arbeitslosigkeit, Reallohnverluste und 
fehlende Mittel für Klimaschutz, Schulen, 
Krankenhäuser und Freizeitaktivitäten für 
die Jugend. 

Kampf der neuen Regie-
rung!
Die neue GroKo (oder auch kleine Koalition) bedeutet 
massive Angriffe auf uns. Abschottung an den Grenzen, 
Arbeitslosigkeit weiter verelenden, Verlängerung des 
Arbeitstages, Geld für Krieg, keines für die Bildung und 
die Jugend, … Die Liste ist unendlich weiterzuführen. 
Was aber vollkommen klar ist, ist, dass wir massive 
Abwehrkämpfe führen müssen. Denn die GroKo wird 
überall da sparen, wo sie kann, um die Aufrüstung zu 
finanzieren und ihr kaputtes Wirtschaftssystem ir-
gendwie zu retten. Dabei wird sich der scheinbar un-
aufhaltsame Rechtsruck weiter verschlimmern. Die 
CDU gibt alles, um sich der AfD inhaltlich anzupassen 
und trotzdem geht es ihr und ihren Anhänger:innen 
nicht weit genug. Gleichzeitig bildet sich von Links kein 
Widerstand gegen die Angriffe, bloß die AfD schafft es, 
ihrer Rolle als Opposition gerecht zu werden.

Die Linke, vor der Wahl noch mit scheinbar radikalen 
Antworten und sich ihrer Rolle als Opposition bewusst, 
will nun mit der CDU zusammenarbeiten, stimmt im 
Bundesrat für die Aufrüstung und von dem angekün-
digten Widerstand gegen Merz ist nichts zu sehen. Es 
zeigt sich einmal mehr, dass es als Antwort auf den 
Rechtsruck und die Krisen eine revolutionäre Organi-
sation mit klarem Programm braucht, die den kapita-
listischen Wahnsinn in seiner Totalität bekämpft!

 � Für eine Einheitsfront aus Schulstreiks und 
politischen Streiks gegen den Rechtsruck, 
die massive Aufrüstung und die Angriffe der 
Regierung auf uns! Mindestlohn von 15€ und 
eine gleitende Lohnskala, kontrolliert durch 
die Gewerkschaften und Organisationen der 
Arbeiter:innenklasse!

 � Nein zu ihren imperialistischen Kriegen! Mas-
sive Investitionen in die Bildung und Kranken-
häuser statt für Waffen – nehmt das Geld von 
den Reichen! Bundeswehr, AfD und Co raus aus 
unseren Schulen!

 � Wir kämpfen als Klasse und als Jugend ge-
meinsam! Nein zu allen Abschiebungen, of-
fene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte 
für alle!
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Gaza: Plötzlich 
waren alle immer 
schon dagegen
Von Sani Meier

Seit einigen Wochen lässt sich eine Veränderung in der 
Berichterstattung deutscher Medien und den Äuße-
rungen von Politiker:innen beobachten, wenn es um 
die aktuellen Entwicklungen in Gaza geht. Während 
es bislang so gut wie keine kritische Stimme in den 
Nachrichten von tagesschau & Co. gab und jegliches 
brutale Vorgehen der israelischen Regierung mit dem 
07. Oktober und der Freilassung der Geiseln gerecht-
fertigt wurde, wird Israel seit Kurzem immer wieder zur 
Mäßigung aufgefordert. Es sind besonders die Berichte 
über das gezielte Aushungern der palästinensischen 
Bevölkerung, die wohl nicht länger ignoriert werden 
können. Warum diese neue Form der Kritik an Israel 
zwar auf den ersten Blick nach einem Erfolg der paläs-
tina-solidarischen Bewegung aussieht, wir uns aber 
dennoch nicht davon täuschen lassen sollten, erfahrt 
ihr in diesem Artikel.

Der Genozid an den Palästinenser:innen erreicht seit 
Kurzem seine wohl brutalste Stufe: Eine Bodenoffen-
sive, die von einer flächendeckenden Bombardierung 
aus der Luft begleitet wurde, ermordete mehrere hun-
dert Menschen in nur wenigen Tagen. Das Ziel des Gan-
zen: Die gesamte Bevölkerung des Gazastreifens soll 
in den Süden getrieben, dort konzentriert und dann 
zwangsumgesiedelt werden. Während so die ethnische 

Säuberung vorbereitet wird, setzt die israelische Re-
gierung zusätzlich Hunger als Kriegswaffe ein, indem 
sie über mehrere Monate jegliche Hilfslieferungen in 
den Gazastreifen blockierte. Die Vereinten Nationen 
warnten Ende Mai davor, dass dadurch innerhalb von 
48 Stunden 14 Tausend Babys verhungern könnten. 
Großbritannien, Frankreich und Kanada kündigten dar-
aufhin Sanktionen gegen Israel an, und Netanyahu ließ 
notgedrungen 10 LKWs mit Hilfsgütern über die Grenze. 
Dabei gab er offen zu, dass er nur das Mindestmaß an 
Essen liefern würde, um die Sanktionen zu verhindern 
und seine Militäroffensive weiter fortführen zu können, 
aber keine flächendeckende Versorgung der Bevölke-
rung zulasse.

Nach über 50 Tausend Toten, dem drohenden Hunger-
tod von 1 Million Menschen und einem nahezu vollstän-
dig in Schutt und Asche liegenden Gazastreifen  scheint 
das Maß nun endlich auch für deutsche Politiker:innen 
voll zu sein. Friedrich Merz zeigt sich verständnislos 
für die aktuelle israelische Offensive in Gaza und gibt 
zu, dass das nichts mehr mit der vermeintlichen Be-
kämpfung der Hamas zu tun habe. Der Vorwand der 
israelischen Regierung, man würde lediglich versuchen, 
die Geiseln zu befreien, wird immer unglaubwürdiger – 
besonders seitdem sie das Angebot der Hamas im April 
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ablehnte, diese 
gegen eine Waf-

fenruhe, pa-
lästinensische 
G e f a n g e n e 
und den Ab-
zug der is-
raelischen 
T r u p p e n 
aus Gaza 

e i n z u t a u -
schen. Rechts-

extreme israeli-
sche Politiker wie 

der Finanzminister 
Smotrich trauen sich 

mittlerweile ganz of-
fen zuzugeben, dass 

das eigentliche Ziel der 
Offensive die Vertreibung der Palästinenser:innen sei. 
Für uns, die wir seit Jahren bedingungslos solidarisch 
mit dem palästinensischen Befreiungskampf stehen, 
stellen die Entwicklungen keine Überraschung dar, 
sondern eine Weiterführung dessen, was die israeli-
sche Regierung seit Jahrzehnten beabsichtigte und nun 
mithilfe ihrer westlichen Verbündeten verwirklicht. Ein 
Staat, dessen Gründung auf der Vertreibung von mehr 
als 750 Tausend Palästinenser:innen beruht, der sein 
Gebiet seitdem kontinuierlich illegal erweiterte, die pa-
lästinensische Bevölkerung in einem Freiluftgefängnis 
einsperrte und jegliche Ressourcen kontrollierte, kann 
kein Interesse an der Befreiung ebendieser Menschen 
haben.

Vor diesem Hintergrund erscheint es zynisch, wenn 
jetzt genau die Politiker:innen und Journalist:innen 
anfangen, Israel zu kritisieren, die diese Politik seit 
Jahren ermöglichten: Sei es durch die Lieferung und 
die Entwicklung von Waffen oder indem sie ihnen mo-
ralisch den Rücken freihielten und ihre Grausamkeiten 
rechtfertigten. Und selbst jetzt bleibt es bei bloßen 
Lippenbekenntnissen, wenn man plötzlich doch über 
das Leid der Palästinenser:innen sprechen kann, aber 
kein Wort darüber verliert, wie man in den vergangenen 
Monaten dazu beigetragen hat, jegliche Kritik an Israel 
als „(importierten) Antisemitismus“ abzustempeln 
und Aktivist:innen zu kriminalisieren und den Genozid 
und das Apartheidsregime nicht beim Namen nennt. 
Dabei ist es natürlich wichtig zu sagen, dass es eine 
gute Entwicklung ist, wenn Annika und Lukas aus dei-
ner Schule ihre Meinung ändern und sich solidarischer 
mit der palästinensischen Bevölkerung zeigen – hier 
müssen wir auf sie zugehen und sie politisch für die Be-
wegung gewinnen, statt sie dafür outzucallen, warum 
sie das nicht schon früher eingesehen haben. Fried-
rich Merz kann dagegen 100 Mal das aktuelle Vorge-
hen der israelischen Regierung kritisieren, bleibt aber 
weiterhin deren Komplize, wenn er gleichzeitig nicht 
die Waffenlieferungen einstellen will, mit denen pa-
lästinensische Flüchtlingscamps, Schulen und Kran-

kenhäuser bombardiert werden, und Netanyahu trotz 
Haftbefehl hofieren möchte. Deutschland bleibt auch 
weiterhin der drittstärkste Waffenlieferant und hatte 
die Lieferungen im letzten Jahr nochmal verzehnfacht, 
um seine Profite zu erhöhen und sich als moralischen 
„anti-antisemitischen“ Verbündeten darzustellen. 
Zudem verurteilen Deutschland und die G7-Staaten 
auch nicht die jüngsten Angriffe Israels auf den Iran, 
um diesen angeblich vor einem nuklearen Angriff ab-
zuhalten, sondern nennen die eindeutige Aggression 
Israels immer noch „Selbstverteidigung“. Netanyahu 
hat damit quasi einen militärischen Freifahrtschein 
seiner westlichen Verbündeten bekommen.

Gleichzeitig stehen weiterhin Studierende vor Gericht, 
die ihre Universitäten besetzten, um auf den Genozid 
in Gaza aufmerksam zu machen, in Berlin werden vier 
von ihnen sogar abgeschoben, während der rechtliche 
Rahmen für politisch motivierte Exmatrikulationen ge-
schaffen wurde. Wir dürfen also keine Hoffnung in ihre 
leeren Worte setzen, wenn sie Israel weiter bewaffnen 
und uns durch die Polizei Woche für Woche auf paläs-
tinasolidarischen Demonstrationen verprügeln lassen.

Unsere Aufgabe ist es jetzt, für eine Debatte innerhalb 
der Palästina-Bewegung über deren Strategie einzutre-
ten. Was wir aktuell beobachten, ist eine Reduzierung 
der Demonstrationen und ihrer Teilnehmer:innen, die 
teilweise aus der extremen Kriminalisierung, der Er-
schöpfung von Aktivist:innen, aber auch der strate-
gischen Unklarheit resultiert. Gefühlt gehen wir jedes 
Wochenende auf die Straße, werden noch brutaler ge-
schlagen als beim letzten Mal und die israelische Politik 
wird noch grausamer als zuvor. Zwar ist es richtig, dass 
wir mit den Demos Aufmerksamkeit für unser Anliegen 
generieren, doch brauchen wir ein konkretes gemein-
sames Ziel und eine Strategie, wie wir es erkämpfen 
können – sonst bleibt es beim richtigen, aber auch abs-
trakten „Free Palestine“ oder der Forderung nach einem 
Waffenstillstand, der wahrscheinlich nicht einmal die 
Zustände vor dem 07. Oktober wiederherstellen wird 
und keine Vision für eine wirkliche Befreiung des pa-
lästinensischen Volkes beinhaltet. Als Revolutionär:in-
nen müssen wir für die Forderung nach einer Ein-Staa-
ten-Lösung in Form eines säkularen, demokratischen 
und sozialistischen Palästinas werben, in dem sowohl 
Jüd:innen als auch Muslim:innen unabhängig von ihrer 
ethnischen oder religiösen Zugehörigkeit dieselben 
Rechte haben. Dazu braucht es eine revolutionäre kom-
munistische Partei, die reaktionären Kräften wie der 
Hamas oder rechtsextremen israelischen Parteien die 
politische Vorherrschaft entreißt. Auf dem Weg dorthin 
können wir in den imperialistischen Zentren Unter-
stützung leisten, indem wir den Druck auf unsere Re-
gierungen weiterhin erhöhen und sie dazu zwingen, ihre 
Solidarität mit dem israelischen Staat zu beenden – sei 
es in Form von Demos, Schul- und Unibesetzungen oder 
Streiks gegen die Waffenlieferungen. Von Deutschland 
bis nach Gaza – Yallah Intifada!
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Die Notwendigkeit einer 
Jugendinternationale: 
Wege zur Revolution
von Max Macht

Kürzungspolitik, Flucht, Krieg oder Klimawandel sind 
Symptome des Kapitalismus, die Jugendliche weltweit 
zu spüren bekommen. Diese Krisen existieren nicht 
isoliert voneinander. Sie alle sind Ausdruck der kapita-
listischen Krise und spitzen sich mit ihr weiter zu. Dies 
passiert international: Jugendliche werden verheizt 
an der Front im Ukraine-Krieg, in den Bürgerkriegen 
im Sudan und Kongo, sie sind von Kürzungswellen und 
maroden Schulen betroffen, fliehen weltweit vor Krie-
gen und Klimakatastrophen. Diese Krise ist nicht neu 
aufgetaucht, sondern hat schon 2008, in der damali-
gen Finanzkrise, den Kopf aus dem Sand gehoben und 
für massenhafte Entlassungen sowie Sozialkürzungen 
gesorgt, durch welche versucht wurde, die Krise auf die 
Arbeiter:innenklasse abzuwälzen. Als Reaktion gab es 
massenhafte Proteste und Kämpfe gegen diese Angrif-
fe, welche aber, wie etwa beim Scheitern von Syriza in 
Griechenland oder Podemos in Spanien, in Niederlagen 
für die gesamte Arbeiter:Innenklasse resultierten. Die 
Corona-Krise hat zusätzlich für eine weltweit gleich-
zeitige Unterbrechung der Produktion gesorgt und die 
internationalen Produktionsketten zeitweise unterbro-
chen, was zu einem weltweiten Rückgang der Wirtschaft 
geführt hat und damit auch wieder zur Aufnahme von 
Schulden, um dies überstehen zu können. Schlussend-
lich stellte dies, wie wir teilweise bereits jetzt sehen 
können, ebenso wie 2008 nur eine Verzögerung der 
Krise dar und damit mehr Zeit, diese durch Angriffe auf 
die Arbeiter:Innenklasse auf uns abzuwälzen.

Jugendliche sind noch stär-
ker betroffen
Jugendliche sind besonders stark von diesen Krisen 
betroffen. Wir erleben nicht nur die unmittelbaren Aus-
wirkungen der wirtschaftlichen Instabilität, sondern 
auch die Folgen von Jugendunterdrückung wie Arbeits-
losigkeit und prekäre (Beschäftigungs-)Verhältnisse. 
Jugendliche sind sozial unterdrückt, da sie sich in einer 
Phase befinden, welche zwischen der Kindheit und 

dem vollwertigen Eintritt in die „Arbeitswelt“ liegt. 
Diese Phase ist für die Arbeiter:innenklasse vor allem 
durch Reproduktion, also die Sicherstellung, dass die 
Arbeitsprozesse weiter stattfinden können, geprägt, 
was insbesondere die Vorbereitung auf den Arbeits-
markt und das Erlernen von allgemeinen und spezi-
fischen Fähigkeiten beinhaltet. Der Prozess ist meist 
nicht profitabel, da die Arbeitskraft erst erschaffen und 
ausgebildet werden muss, anstatt aus ihr Mehrwert zu 
pressen. Ebenfalls werden Jugendliche verstärkt aus-
gebeutet, indem ihre Arbeit als das Sammeln von Erfah-
rung deklariert wird und daher weniger wert sei. Darüber 
hinaus dürfen Jugendliche in großen Teilen nicht über 
das eigene Leben entscheiden und sind massiv von der 
bürgerlichen Kleinfamilie abhängig.

Trotz dieser Unterdrückung sind es oft Jugendliche, die 
an vorderster Front auf die Straße gehen, protestieren 
oder in sozialen Bewegungen aktiv sind. Sie nehmen die 
Widersprüche des Kapitalismus oft klarer wahr, da sie 
die bürgerliche Ideologie erst noch „erzogen“ bekom-
men müssen, und sind weniger demoralisiert als ältere 
Arbeiter:innen, welche zuvor Kämpfe geführt haben, 
jedoch ohne langfristige Erfolge. Jugendliche haben 
meistens weniger zu verlieren und sind oft bereit, mehr 
zu Opfern. Dieser Umstand verdeutlicht die Notwen-
digkeit einer revolutionären Jugendorganisati-on, um 
gezielt Jugendliche anzusprechen und das revolutionäre 
Programm in die Jugend zu tragen. 

Internationalismus als Ba-
sis für die Revolution
Der Kapitalismus befindet sich in seinem höchsten Sta-
dium, dem Imperialismus. In dieser Phase konzentriert 
sich die Produktion und das Kapital auf wenige Mono-
pole, und es findet eine Verschmelzung des Bank- und 
Industriekapitals statt. Ebenfalls hat es einen Zuwachs 
an der Bedeutung vom Export von Produktionsmitteln, 
also Kapital gegenüber Waren, gegeben. Dabei haben 
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sich international agierende monopolistische Kapital-
verbände gebildet, welche die gesamte Welt unter sich 
aufgeteilt haben. Der Kapitalismus ist also ein welt-
weites System, und der Klassenfeind ist international 
organisiert.

Da der Kapitalismus als ein weltweites System funktio-
niert, muss auch die Revolution international sein. Eine 
isolierte Revolution, welche nur ihre eigenen Brötchen 
backen möchte, ist zum Scheitern verurteilt, wie die 
stalinistisch degenerierten Arbeiter:innenstaaten wie 
die UdSSR oder DDR gezeigt haben. Der Kampf gegen 
den Kapitalismus kann nur erfolgreich sein, wenn er in-
ternational organisiert wird, die Planung, Durchführung 
und Analyse von nationaler und lokaler Arbeit muss die 
internationale Lage als Grundlage haben. Um den Ka-
pitalismus zu stürzen und eine 
sozialistische Gesellschaft zu 
erreichen, benötigt es eine 
revolutionäre Internationale 
mit klarem Programm, die sich 
dies zur Aufgabe macht.

Jugendinter-
nationale als 
kommunisti-
sche Kampf-
organisation
Die Grundlage einer interna-
tionalen Jugendorganisation 
muss ein revolutionäres Pro-
gramm sein. Dieses Programm 
umfasst Analysen und daraus 
resultierende Forderungen, 
die auf Basis einer Übergangs-
programmatik aufgestellt 
werden, also Forderungen, 
welche eine Brücke schlagen 
zwischen Kämpfen um konkrete Reformen und dem re-
volutionären Übergang zum Sozialismus, mit dem Ziel, 
innerhalb dieser Kämpfe das Bewusstsein der kämpfen-
den Arbeiter:innen und Jugendlichen anzuheben und 
diese für ein revolutionäres Programm zu gewinnen. 
Das steht in klarem Gegensatz zu den stalinistischen 
und sozialdemokratischen „Mini-Maxi“-Programmen, 
die Reformforderungen auf der einen, und Maximalfor-
derungen, die nur im Sozialismus oder Kommunismus 
möglich sind, beinhalten und voneinander trennen. 
Durch die fehlende Brücke zum Sozialismus und zur 
Revolution verkommen die Maximalforderungen zu 

bloßen, zahnlosen Sonntagsreden, während sich in 
der Tagespolitik an reformistischen Forderungen ab-
gearbeitet wird.

Das Programm ist die Visitenkarte jeder Organisation. 
Es zeigt, wofür sie kämpft und wie sie diese Kämpfe 
führen möchte. Das Programm einer Jugendinterna-
tionale muss klar umrissene Forderungen und Analysen 
für den Kampf gegen den Kapitalismus und für eine 
sozialistische Zukunft enthalten. Es muss die Erfahrun-
gen der Organisation und die historischen Erfahrungen 
der Arbeiter:innenbewegung widerspiegeln und auf 
dem höchsten Stand marxistischer Forschung sein. 
Gleichzeitig ist es auch ein wichtiges Werkzeug für die 
Mitglieder, um damit die eigene Aktivität zu unter-
stützen und um sich daran zu schulen. Ebenfalls kann 

das Programm gut als mess-
bares Element verwendet 
werden, um die Richtigkeit 
der Analysen und Forderun-
gen aus der Vergangenheit 
zu überprüfen und gege-
benenfalls anzupassen. 
Das bedeutet auch, dass ein 
Programm für uns nicht in 
Stein gemeißelt sein soll-
te, sondern immer wieder 
aktuellen Entwicklungen 
angepasst und aktualisiert 
werden muss.

Bewusstsein 
in die Klasse 
tragen
Durch rein ökonomisch-
betriebliche oder tagespo-
litische Kämpfe entwickelt 
sich kein revolutionäres 
Bewusstsein. Um für eine 

Revolution zu kämpfen, 
müssen die Arbeiter:innen davon überzeugt sein, dass 
die Überwindung des Kapitalismus nötig und möglich 
ist. Dieses revolutionäre Bewusstsein setzt die Kennt-
nis des Marxismus voraus und kann sich nicht spon-
tan durch Klassenkämpfe entwickeln, da diese auf der 
reinen Reformebene bleiben und die Ziele innerhalb 
des Kapitalismus umsetzbar sind, ohne einen direkten 
Widerspruch zu ihm zu bilden. Daher ist es die Haupt-
aufgabe von Revolutionär:innen, bestehende Kämpfe 
zuzuspitzen und die Jugend und die Arbeiter:innenk-
lasse in einen Widerspruch mit dem System zu bringen. 
Revolutionäres Bewusstsein in die Klasse zu tragen, 
indem die Arbeiter:innen für ein revolutionäres Pro-
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gramm gewonnen werden – dies ist eine Aufgabe, für 
die eine kommunistische Organisation benötigt wird. 
Für die Jugendinternationale heißt das, ein Klassen-
bewusstsein an die proletarische Jugend zu tragen, vor 
allem in die führenden Teile dieser.

Verhältnis zur revolutionä-
ren Partei
Allgemein kann die Jugend alleine den Kapitalismus 
nicht stürzen. Diese Aufgabe fällt dem Proletariat zu. 
Deshalb ist es für die Jugendinternationale unabding-
bar, eng mit der revolutionären Partei und der revolu-
tionären Internationale zusammenzuarbeiten, pro-
grammatische Diskussionen zu führen und formelle 
Beziehungen zu unterhalten. Wie das Verhältnis zur 
Partei im konkreten ist, ob die Jugend ein Teil der Par-
tei oder eine organisatorisch, programmatisch und fi-
nanziell unabhängige Organisation ist, lässt sich nicht 
verallgemeinern. Je nach härte des Klassenkampfes, 
der Repression, etc. muss dieses Verhältnis bestimmt 
werden. Dabei ist jedoch wichtig, dass der Jugend der 
Raum gegeben wird, ihre eigenen Fehler zu machen und 
aus diesen zu lernen, um kampffähige revolutionäre 
Kader:innen auszubilden. Aber die Jugendinternatio-
nale hat auch die Aufgabe, politische Fehler der Partei 

zu korrigieren und den Kampf um eine revolutionäre 
Politik zu führen, sollte dies notwendig sein. Der Verrat 
der Sozialdemokratie im und vor dem ersten Weltkrieg 
verdeutlicht das, wo die Jugendinternationale anders 
als die 2. Internationale ein klares antimilitaristisches 
Verständnis hatte.

Für den Aufbau einer revo-
lutionären Jugendinterna-
tionale!
Der Aufbau einer Jugendinternationale kann nicht li-
near passieren. Um eine schlagfähige internationale 
Jugendorganisation aufzubauen müssen wir mit ande-
ren Jugendorganisationen über unser und ihr Programm 
diskutieren. Insbesondere in einer Zeit von verhärtetem 
Klassenkampf, globalem Rechtsruck und einer allge-
meinen Führungskrise des Proletariats und der Jugend 
ist diese Aufgabe um so dringlicher. Diese Diskussionen 
und das entwickeln einer gemeinsamen Praxis können 
in einer Fusion der Organisationen führen, auf der Basis 
eines gemeinsamen klaren Programms und einer revo-
lutionären Strategie. 

Internationale 
Resolutionen von uns

Syrien
Assads Regime has fallen in Decem-
ber of 2024. This article looks at 
the history of the Syrian struggle as 
well as the ongoing developments 
since then.

Ukraine
Als junge Revolutionär:innen brau-
chen wir eine klare Haltung und 
Handlungsorientierung für einen 
der heftigsten Kriege seit dem 2. 
Weltkrieg. Wir versuchen uns in 
diesem Papier thesenhaft an einer 
Orientierung für die jetzige Situation. 
Das ist auch zwingend nötig, denn es 
ist nicht unwahrscheinlich, dass dieses 
Jahr zum entscheidenden für den 
Russisch-Ukrainischen Krieg wird.
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NATO zerschlagen!
Von Yorick F. 

Am 14. und 15.06.2025 fand der 81. NATO-Gipfel in 
Den Haag statt. Dieser Text ist Teil eines Flugblatts, 
das wir als REVOLUTION beim Gegengipfel und Protest 
verteilt haben.

Die Kriegsvorbereitungen sind im vollen Gange: Der 
Plan des NATO-Gipfels 2025 ist nicht nur die prak-
tische Koordination auf eine Konfrontation mit dem 
strategischen Rivalen Russland, sondern vor allem eine 
massive Aufrüstung der NATO-Staaten auf 5 % (!) des 
BIP. In Deutschland wären das etwa 215 Milliarden Euro 
– ungefähr die Hälfte des Bundeshaushalts – jährlich 
für Militärausgaben.

Gleichzeitig wird der Gipfel wahrscheinlich ein Ort sein, 
an dem die inneren Widersprüche der NATO und die 
unterschiedlichen Interessen hinter verschiedenen 
Ideen zur langfristigen Ausrichtung sichtbar werden. 
Um gemeinsam über Taktiken gegen den Gipfel, seine 
Akteure und Beschlüsse zu diskutieren, ist es daher 
wichtig, sich dieser Widersprüche bewusst zu sein und 
einen Blick auf Geschichte und Gegenwart der NATO 
zu werfen.

Gründung und Anfangs-
jahre
Die NATO entstand aus den Querelen der Nachkriegs-
ordnung. Die USA traten erst 1941 in den Zweiten Welt-
krieg ein, um nach dem Sieg über Faschismus den Ein-

flusszuwachs der Sowjetunion einzudämmen und 
ihre Vormachtstellung zu 

sichern. Nach der Befreiung Europas herrschte eine 
fragile Nachkriegsordnung, in der beide Supermächte 
jede eigenständige revolutionäre Bewegung unter-
drückten, die in vielen Ländern aufflammte. Die USA 
bereiteten schon vor Kriegsende die NATO vor, lösten 
Großbritannien als weltweit mächtigste Macht ab und 
zementierten ihre Position durch Bretton-Woods, das 
den Dollar an Gold band und zur sicheren Weltwährung 
machte. Zugleich entstand mit dem IWF der finanz-
politischer Arm der NATO, der maßgeblich als Werkzeug 
zur ökonomischen Auspressung und Niederhaltung 
halbkolonialer Länder dient.

Diese Instrumente waren Teil der Containment-Politik 
gegen die Sowjetunion, die direkt zur Gründung der 
NATO führte – von Beginn an ein Bündnis des Impe-
rialismus gegen die SU. Gründungsmitglieder neben 
den USA waren Kanada, Frankreich, Großbritannien, 
Norwegen, die Niederlande und Portugal. Die NATO 
ist jedoch nicht einfach als verlängerter Arm der USA 
zu verstehen, war sie doch von Anfang von Konflikten 
ihrer Mitglieder geprägt; Frankreich trat 1966 aus und 
wies 40 000 Soldaten aus. Solche Spannungen, später 
etwa zwischen Griechenland und der Türkei, blieben 
kennzeichnend.

Zusammenbruch Stalinis-
mus und „War on Terror“
Im Kalten Krieg führte die NATO vor allem Stellver-

treterkriege gegen die Sow-
jetunion oder von ihr un-

terstützte Bewegungen 
wie in Vietnam oder 

Afghanistan. Das än-
derte sich mit dem 
Zusammenbruch 
der Sowjetunion 
1991, indem nicht 
nur die bipola-
re Weltordnung 
starb, sondern bald 
die neuen Mächte 

China und Russland 
aus den Trümmern 

aufstiegen und damit 
eine neue Epoche des 

Gemeinsam 
gegen die 
NATO! 
Bericht der inter-
nationalen Delegation 
aus Den Haag
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Imperialismus einläuteten. Auch innerhalb des Bünd-
nisses verschob sich das Gewicht: Die BRD wuchs durch 
die Annexion der DDR über seine Juniorpartnerrolle 
hinaus und bildete mit Frankreich einen EU-Block.

Voraussetzung für die „Wiedervereinigung“ Deutsch-
lands war die Zustimmung der Sowjetunion. Beim 
2+4-Vertrag versprach Washington, nicht nach Osten 
zu expandieren. Trotzdem traten bis 2009 zwölf Staa-
ten der NATO bei; US-Truppen rückten bis an Russlands 
Grenze. Deutschland suchte zugleich immer wieder 
Annäherung an Moskau, um sich auch etwas Unabhän-
gigkeit von Washington zu ermöglichen.

Unter US-Führung gab sich die NATO in den 1990ern 
eine neue Doktrin: Mobile Einheiten sollten „Failed 
States“ und Terrororganisationen bekämpfen. Statt 
Massenarmeen dominieren seither kleinere, spezia-
lisierte, gut ausgebildete und ausgerüstete Eingreif-
truppen. Die blutigen Einsätze in Irak, Iran, Syrien und 
Afghanistan zeugen genau davon. Alle wurden darüber 
hinaus als „humanitäre Interventionen“ oder vor allem 
nach dem 11. September 2001 als „Kampf gegen den 
Terror“ legitimiert. Der antimuslimische Rassismus 

wurde in diesem Zuge zur Schlüsselideologie der meis-
ten westlichen imperialistischen Staaten und dient 
bis heute dazu, innenpolitisch zu spalten und außen-
politisch Verbrechen wie Foltergefängnisse im Irak, das 
Abschlachten von Zivilist:innen in Afghanistan oder den 
Genozid in Gaza zu legitimieren.

Die NATO heute
Im Zuge der sich zuspitzenden imperialistischen Block-
bildung steht die NATO vor neuen Aufgaben. Auch wenn 
man nicht von einem „neuen Kalten Krieg“ mit Russ-
land oder vielmehr China als strategischem Hauptriva-
len sprechen kann, da kein grundlegender Systemkon-
flikt besteht, ähneln die Anforderungen an die NATO 
zunehmend denen vergangener Konfrontationen.

Pläne wie der sogenannte „Operationsplan Deutsch-
land“, Diskussionen über die Wiedereinführung der 
Wehrpflicht in verschiedenen NATO-Staaten und nicht 
zuletzt das für den Gipfel formulierte 5%-Ziel zeigen, 
dass sich die NATO auf die Möglichkeit eines groß ange-
legten innerimperialistischen Landkriegs vorbereitet. 
Die für frühere NATO-Einsätze konzipierten Einheiten 
– gut ausgerüstet, aber für andere Einsatzszenarien 
ausgelegt – wären dafür nicht ausreichend.

In nahezu allen NATO-Staaten, ob in den USA, den Nie-
derlanden oder Deutschland, geht diese Aufrüstung mit 
sozialen Kürzungen, Angriffen auf die Arbeiter:innenk-
lasse und Jugend, massiver rassistischer Mobilisierung 
und einem globalen Rechtsruck einher.

Dies bedeutet jedoch nicht, dass innerhalb der NATO 
Harmonie herrscht oder sie als einheitliches „Empire“ 
bzw. als Superimperialismus verstanden werden kann. 
Im Gegenteil: Besonders mit einer weiteren Wiederwahl 
Trumps steht das Bündnis vor strategisch brisanten Fra-
gen, in denen die Mitgliedsstaaten unterschied-
liche Interessen verfolgen.

Zwar gelang es den 
USA im Zuge des 
Ukrainekriegs, 
das zuvor stra-
tegisch Rich-
tung Russland 
s c h i e l e n d e 
Deutschland 
fester in den 
eigenen Block 
zu integrieren 
und unterzuord-
nen. Doch geschah 
dies nicht wider-

Degenerierter  
Arbeiter:innenstaat
Wir bezeichnen die Sowjetunion als „degenerierten Ar-
beiter:innenstaat“ und damit nicht als „sozialistisch“ oder 
„Realsozialismus“. Durch die Isolation der SU nach der 
Oktoberrevolution, das Ende der europäischen Revolu-
tionswelle (Deutschland 1923), den anhaltenden wirt-
schaftlichen Mangel und der Tot vieler guter Genoss:innen 
infolge des blutigen Bürger:innenkriegs, verfestigten sich 
bürokratische Tendenzen. Eine bürokratische Kaste, die 
sich Stalin an die Spitze setzte, bildete sich heraus. Diese 
machte aus der Not der Isolation der SU mit der Theorie des 
„Sozialismus in einem Land“ eine Tugend. Die SU sollte 
nicht mehr Keimzelle der Weltrevolution sein, sondern 
sich als „Heimatland der Werktätigen“ in das imperia-
listische Weltsystem eingliedern. Dies führte zu konter-
revolutionären Manövern der Sowjetbürokratie, wenn 
durch revolutionäre Bewegungen die eigene Herrschaft 
oder bürgerlichen „Verbündeten“ zu sehr ins Gehege ge-
kommen wäre.

Trotz ihrer Degeneration ist die Oktoberrevolution für 
Revolutionär:innen eines der größten Ereignisse der Ge-
schichte, und ihre Errungenschaften sind bedingungslos 
zu verteidigen.
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spruchslos und ist keineswegs gesichert. Für die EU-
Staaten ist nach dem Abbruch der Handelsbeziehungen 
zu Moskau Russland der zentrale Konkurrent, während 
Trump China als langfristige Bedrohung sieht. Daher 
strebt er eine rasche „Befriedung“ des Ukrainekriegs 
durch imperialistische Aneignung ukrainischer Res-
sourcen an, um Kapazitäten für den Genozid in Gaza und 
eine mögliche Konfrontation mit China freizumachen.

Vor diesem Hintergrund lässt sich die eigenständige 
Militarisierung Europas nur in ihrer Widersprüchlichkeit 
begreifen: Einerseits als Versuch, Eigenständigkeit zu 
gewinnen und sich als eigenständiger Akteur zu etab-
lieren; andererseits als Forderung der USA an Staaten 
wie die BRD.

Die NATO ist und war also ein in sich widersprüchliches 
Staatenbündnis – zwar klar vom US-Imperialismus 
dominiert, jedoch auch mit einem im Inneren rivalisie-
renden Block um Deutschland und Frankreich.

Wie dagegen?
Für uns als Revolutionär:Innen ist klar: Die NATO gehört 
zerschlagen! Wir lehnen sie als Organ des Imperialismus 
ab und sehen im Kampf gegen sie und ihre Kriege ein 
wichtiges Arbeitsfeld. Gleichzeitig muss uns klar sein, 
dass es keinen ausschließlichen Kampf gegen die NATO 
geben kann, um erfolgreich zu sein. Wer beim Kampf 
gegen die NATO vom Klassenkampf nicht reden möchte, 
landet schnell bei Illusionen in andere Institutionen 
der imperialistischen Staaten wie die UN oder in der 
Vorstellung einer „friedlichen“ multipolaren Weltord-
nung – letztlich also genau der Ordnung, welche Kriege, 
Ausbeutung und Krise mit sich bringt.

Ein Kampf, der innerhalb seiner nationalen Grenzen 
verweilt, kann ebenso nicht erfolgreich sein. Schließlich 
ist die NATO ein internationales Staatenbündnis, der 
Kapitalismus ein internationales System und insbe-
sondere im Zeitalter des Imperialismus von nicht von-
einander zu trennenden internationalen Entwicklungen 
bestimmt. Kämpfe, die sich nur im nationalen Rahmen 
abspielen, müssen deshalb im besten Fall ein Kampf 
gegen Windmühlen bleiben und haben im schlimms-
ten Fall campistische Solidarisierungen mit dem, dem 
eigenen Imperialismus feindlich gegenüberstehenden, 
Imperialismus zur Folge – frei nach der Devise: „Der 
Feind meines Feindes ist mein Freund“.

Gleichzeitig führt ein Fokus auf den nicht „hauseige-
nen“ Imperialismus zu einem Herunterspielen des-
selben und letztlich zu fatalen taktischen oder strate-
gischen Zugeständnissen, auch wenn der ausgemachte 
Hauptfeind – z. B. in Form der USA – auf der vermeint-
lich eigenen Seite steht. Dies ist aber auch eine grund-
falsche Politik: Der tatsächliche Hauptfeind steht für 
jede Arbeiter:Innenklasse in imperialistischen Ländern 
im jeweils eigenen Land. Eben dieser Staat ist es, der 
sie tagtäglich ausbeutet, nach innen mit Repressionen 
überzieht, sollten sie sich dagegen wehren, und sie für 
seine Interessen bzw. die seiner Verbündeten in den 
Krieg schickt.

Aus diesen Gründen braucht es unserer Ansicht nach im 
Kampf gegen die NATO eine neue Internationale. Als re-
volutionäre Jugendliche treten wir insbesondere für den 
Aufbau einer neuen Jugendinternationale ein, welche 
der mörderischen imperialistischen Kriegsmaschinerie 
ein Ende setzen kann – ob NATO, China oder Russland: 
Den imperialistischen Mächten in den Rücken fallen!

„Ex STEADFAST JAZZ“ von SFJZ13, CC BY 2.0



Ihr wollt uns für die 
BRD sterben sehen 
– wir wollen nur die 
BRD sterben sehen!
von Brokoli Bittner 

Jugendoffiziere im Klassenzimmer. Olivgrüne Postka-
ten im Briefkasten. Politiker:innen mit Waffen im Fern-
sehen. Deutschland will sich nach 80 Jahren wieder für 
den nächsten Weltkrieg bereitmachen. Das merken wir 
überall. Und gerade die Rufe nach Wehrpflicht schrei-
en aus den Parlamenten wie unsere Lehrkräfte, wenn 
man eine Mütze im Unterricht aufhat. Pistorius plant, 
noch in diesem Jahr Fragebögen zur Pflicht zu machen, 
durch die die „Wehrfähigkeit“ der Jugend festgestellt 
wird und vor der Sommerpause (also noch vor August 
dieses Jahr!) die Wiedereinführung der Wehrpflicht in 
ein Gesetz zu gießen. Damit bereitet sich Deutschland 
vor für den immer intensiver werdenden Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt. Doch für uns ist klar: Wir wollen 
nicht für Deutschland sterben – wir wollen Deutschland 
sterben sehen.

Wir Jugendlichen wollen 
keine Wehrpflicht. Und 
warum, ist erst mal recht 
offensichtlich:
Niemand hat Bock, für die Profitinteressen des deut-
schen Kapitals zu sterben. Vor allem wir – die eine 
Zukunft haben und nicht verbittert mit 60 in der CDU 
hocken – wollen nicht einfach für diejenigen ohne Zu-
kunft draufgehen. Dazu kommt: Niemand hat Bock, 
gezwungen zu werden, mehrere Jahre dem deutschen 
Heer zu schenken. Denn wenn wir aus der Schule raus-
kommen, haben wir kurz das Gefühl von Freiheit. Die 
Schule ist der Ort, an dem wir zehn Jahre lang erzogen 
werden, die Lügen der Ausbeuter zu glauben. Dort haben 
Mitbestimmung und freie Entscheidungen keinen Platz 
– das würde die Erziehung zu fleißigen Arbeitskräften 

ja noch gefährden. So wirkt die Entscheidung, von wem 
man sich ausbeuten lässt, wie die erste freie – auch 
wenn sie das nicht ist. Deshalb wollen wir nach zehn 
Jahren Indoktrination nicht auch noch in eure Deppen-
Armee gesteckt werden, wo wir noch weniger über uns 
bestimmen können.

Was wir zu hören bekommen, wenn wir das sagen, ist: 
Wir könnten unser Leben und unsere Freiheit ruhig mal 
für Deutschland und unsere deutschen Werte opfern. 
Dabei geht es ihnen nicht um „Werte“, sondern darum, 
den Profit für das Kapital zu sichern und ihre Herrschaft 
aufrechtzuhalten. Dieser Staat dient nicht unseren In-
teressen. Die Aufgabe des Staates in der kapitalistischen 
Gesellschaft ist es, die besten Bedingungen für die Aus-
beuter zu schaffen. Das heißt zum Beispiel: Sich dar-
um zu kümmern, dass alle zur Arbeit kommen, indem 
Straßen gebaut werden. Denn jeder Kapitalist braucht 
Straßen – aber für keinen lohnt es sich, sie allein zu 
bauen. Doch auch wenn das harmlos und sinnvoll klingt, 
ist es das nicht immer.

Wir Jugendlichen und Arbeiter:innen haben Interessen, 
die im Widerspruch zu denen der Ausbeuter stehen. Das 
zeigt sich unter anderem daran, dass der Staat mit sei-
nem Gewaltmonopol jeden Kampf von Arbeiter:innen 
für ein besseres Leben unterdrücken muss – sonst wür-
den sich die Ausbeutungsbedingungen verschlechtern 
und das würde den Kapitalist:innen Profite kosten. Allen 
Fortschritt, den wir haben – wie eine parlamentari-
sche Demokratie oder Arbeiter:innenrechte – haben 
wir nicht, weil Deutschland so warmherzig ist, sondern 
weil diese Rechte erkämpft wurden und Deutschland 
sie sich leisten konnte. Das heißt auch: Jeder Fortschritt 
fällt mit den Profitraten.
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Wer also glaubt, man müsse Deutschland verteidigen, 
um Freiheit zu erhalten, ist auf dem falschen Dampfer. 
Deutschland zu verteidigen heißt in erster Linie, die 
Interessen der Ausbeuter zu verteidigen – und nicht 
unsere eigenen!

Auf die Straße gegen die 
Wehrpflicht!
Was genau plant Pistorius jetzt? Er will schon länger ein 
Gesetz einführen, dass einen „Wehrdienst“ vorsieht. 
Dieser soll zunächst freiwillig sein und das Gesetz bisher 
primär die Werbung der Bundeswehr, sowie die Ausrüs-
tung für Ausbildung etc. festschreiben. Tja und jetzt hat 
er am 23.6. verkündet, die Option zur Wehrpflicht in das 
Gesetz zu schreiben. Konkret soll die Wehrpflicht wieder 
eingeführt werden, wenn sich nicht genug freiwillig 
zum Töten melden. Nachdem jahrelang die Bundeswehr 
als Berufsarmee von wenigen Tausenden Soldat:innen 
ausgereicht hat, um die imperialistischen Machtinte-
ressen insbesondere im Nahen und Mittleren Osten zu 
sichern, hat sich der Kampf um die (Neu-) Aufteilung 
der Welt verschärft. Ob im Krieg gegen die Ukraine, im 
Krieg gegen den Iran, im Genozid in Gaza oder im Kon-
flikt um Taiwan – die großen imperialistischen Mächte 
kämpfen um ihren Einfluss in der Welt. Da reicht es nicht 
mehr aus, einfach nur wenige Soldat:innen zu haben, 
die hin und wieder in „Auslandseinsätzen“ Marionet-
tenregime installieren oder westliche Kapitalverbände 
verteidigen. Für das Kapital steht fest: Es braucht eine 
Massenarmee, die auch einen potentiellen Weltkrieg 
stemmen könnte und einen direkten Krieg mit 
anderen Imperialist:innen führen kann – auch 
wenn diese Aussicht erstmal nur Zukunfts-
musik ist.

Daraus wird klar: Wir müssen gegen diese 
Wehrpflicht kämpfen. Dieser Kampf muss 
vor allem an den Schulen geführt werden, 
dort sind die Leute, die morgen zu Kanonen-
futter gemacht werden sollen. Wir müssen 
uns an unseren Schulen zusammentun und 
versuchen, Vollversammlungen zu organisieren 
– in denen klargemacht wird, was eine Wehrpflicht 
bedeutet. Und warum wir gegen diese kämpfen müs-
sen. Dort können auch Abstimmungen über Forde-
rungen gegen die Bundeswehr oder Musterungen 
stattfinden. Die- se können lauten, dass 
die Bundes- wehr an der 
eigenen Schu-
le Hausverbot 
bekommt. Wenn 
man die Bundeswehr ein-

lädt, gibt man ihr die Möglichkeit, sich so darzustellen, 
wie sie es will. Doch klar ist: Diese Leute töten für die 
Interessen der Herrschenden, und die stehen im Wider-
spruch zu unseren. Diese Normalisierung der Gewalt der 
Herrschenden wollen wir nicht, denn diese richtet sich 
hauptsächlich gegen die Ausgebeuteten und Unter-
drückten.

Wir müssen uns auch bundesweit als Schüler:innen 
zusammentun, um alles Mögliche gegen eine Wehr-
pflicht zu unternehmen. Das kann zum Beispiel ein 
bundesweiter Schulstreik sein – oder auch bundesweite 
Schulbesetzungen. Dabei darf die lokale Organisierung 
an der Schule aber nicht leiden, sie ist Vorbedingung für 
einen erfolgreichen Kampf!

Deutschland angreifen!
Wenn eine Wehrpflicht trotzdem kommt, reicht es 
nicht, einfach nur zu verweigern. Ein solcher Pazifis-
mus, der nicht die Notwendigkeit aufzeigt, den Krieg 
aktiv zu bekämpfen, bringt uns dem Frieden kein Stück 
näher. Selbst wenn niemand freiwillig in den Krieg zieht, 
würden sie uns eben zwingen. Krieg passiert nicht ein-
fach – es gibt Leute, die ihn wollen. Die Herrschenden 
verdienen an unserem Sterben. Also klammern sie sich 
an unser Sterben – denn nicht wir entscheiden, sondern 
der Profit. Es braucht also mehr als reines Verweigern. 
Unser Kampf gegen die Wehrpflicht muss auch ein 
Kampf gegen die Herrschenden sein. Das müssen wir 
immer wieder klarmachen.

Wir müssen uns auch an 
die Jugend an der Front 

wenden – gerade dort 
wird ein Großteil der 
Jugend landen. Und 

nirgendwo sonst 
kann man der Ju-

gend so konkret zei-
gen, warum eine Wehr-
pflicht scheiße ist. Es ist 
unsere Aufgabe, an der 

Front nicht für, sondern 
gegen die Herrschenden zu 

kämpfen. Das kann zum Beispiel 
so aussehen, dass man massen-

haft Befehle verweigert – und da-
mit den Krieg aktiv sabotiert.



Auch in Zeiten, in denen die Waffen nicht zwischen 
Nationen sprechen und es in der Tagesschau heißt, es 
sei „Frieden“, kann es im Falle einer Wehrpflicht sinn-
voll sein, sich einziehen zu lassen. Denn wieder wird ein 
Großteil der Jugend im Pflichtlager zum Töten gedrillt. 
Und genauso wie in Kriegszeiten muss man zeigen: 
Die Strukturen der Bundeswehr wollen uns Jugend-
lichen nichts Gutes. Sie dienen den Herrschenden und 

nicht uns. Also müssen wir sie bekämpfen wie die Herr-
schenden. Es braucht also im Falle einer Wehrpflicht 
Revolutionäre auch im Militär – um Jugendliche dort zu 
organisieren gegen das Militär und die Herrschenden.

Es ist davon auszugehen, dass Revolutionäre im Mili-
tär mit Repressionen überzogen werden. Im Kriegsfall 
kann Befehlsverweigerung wahrscheinlich sogar mit 
Erschießung bestraft werden. Deshalb muss Arbeit im 
Militär immer mit Bedacht passieren und das Ziel immer 
eine Massenaktion sein. Diese hohen Repressionen 
zeigen aber auch, dass dort eine extrem empfindli-
che Stelle Deutschlands liegt. Und genau diese Stelle 
können wir treffen – wenn wir gemeinsam die Waffen 
umdrehen.

Gleichzeitig müssen wir verstehen: Der Zugang zu mi-
litärischer Ausbildung und Waffen kann auch für uns 
nützlich sein. Was es braucht, ist nicht ein Militär – son-
dern Organe zur Selbstverteidigung.Diese müssen in 
Betrieben, Schulen und Unis gebildet und demokratisch 
aufgebaut werden. Doch sie brauchen auch Erfahrung 
in militärischer Verteidigung. Denn Polizei und Militär 
greifen nur zu gern Besetzungen und Streiks an, wenn 

diese zu gefährlich 
für die Herrschen-
den werden. Diese 
Angriffe müssen 
unterbunden wer-
den können.

Klar muss aber auch 
sein: Befehlsver-
weigerung und Um-
nutzung von Waffen 
dürfen keine indi-
viduellen Prozesse 
sein. Revolutionäre 
müssen den an die 
Waffe Gezwunge-
nen systematisch 
aufzeigen, dass sie 
sich wehren müs-
sen – und wie sie 

das tun können. Systematisch heißt: massenhaft. Das 
muss also auch eine Aufgabe der Massenorganisatio-
nen der Arbeiter:innenklasse sein – zum Beispiel von 
Parteien wie der Linken. Es braucht einen gemein-
samen Kampf aller, die im Militär die Interessen der 
Arbeiter:innen vertreten, um dieses Militär zu Fall zu 
bringen. Wir dürfen nicht beim Pazifismus stehen-
bleiben, sondern müssen klarmachen: Den Krieg stop-
pen wir nur, wenn wir gegen ihn kämpfen. Der ein-
zige Weg, einen Krieg zu beenden, ist, diejenigen zu 
 stürzen, die ihn wollen.
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Wie kann die 
Linkspartei gegen 
Merz gewinnen?
Von Jona Everdeen

Für uns als Arbeiter:innen und Jugendliche ist die neue 
Bundesregierung sicherlich kein Grund zur Freude. Mit 
Friedrich Merz haben wir jetzt einen Kanzler, der über-
haupt keinen Hehl daraus macht, dass er Politik für „die 
deutsche Wirtschaft“ aka die Reichen, und damit gegen 
uns, machen will. Mit seiner „Agenda 2030“ plant Merz 
und seine Lobbyisten-Regierung einen Generalangriff, 
der mindestens so massiv auszufallen droht wie die 
Agenda 2010. Reallöhne sollen sinken, Arbeitsschutz 
aufgeweicht werden. Alles, was nützlich für uns ist, 
w i r d zugunsten der Deutschen Kriegstüchtigkeit 

weggekürzt. Doch es gibt Hoffnung! 
Denn bei der Wahl, die Merz zum 

Kanzler machte, konnte auch 
die Partei „die Linke“ überra-
schende 9 Prozent gewinnen. 

Diese Wahl stand trotz alledem 
im Zeichen des Rechtsrucks: 

Die AfD holte 
Rekordzah-

len, wurde im Osten stärkste Kraft mit zehn Millionen 
Stimmen. Die CDU mimte das „demokratische“ Eben-
bild, SPD und Grüne wiederholten das Mantra vom „Mi-
grationsproblem“ statt über Löhne, Krieg oder Klima zu 
reden. Friedrich Merz wollte mit FDP- und notfalls AfD-
Stimmen ein brutales Anti-Flüchtlingsgesetz durch-
peitschen und scheiterte dabei krachend an Abweich-
lern in den eigenen Reihen. SPD und Grüne empörten 
sich, buhlten aber weiterhin um Koalition und Regie-
rungsbeteiligung auf Bundesebene mit Merz. Allein Die 

Linke stellte sich quer, mobilisierte auf der Straße, 
gewann Momentum und katapultier-

te sich plötzlich von 5 auf fast 9 Pro-
zent sowie sechs Direktmandate. 
Wie es dazu kommen konnte? Es 
gelang der Partei sich zum Ventil 
aller zu machen, die den Rechts-

ruck nicht mehr hinnehmen wollten, 
insbesondere in der Jugend. Die Links-

partei wurde eben dafür gewählt: Einen 
Pol zu schaffen, der den Rechtsruck nicht 

nur nicht mitgeht, sondern ihm, im Par-
lament, auf der Straße und notfalls auch 

auf den Barrikaden, entgegentritt. Doch 
wie sieht die Realität aus? Erfüllt die Linke 

diese Erwartungen?



Die Linke und die Regie-
rung Merz – Eine wenig 
rühmliche Zwischenbilanz
Bisher leider eher nicht. Zwar spricht sich die Linke noch 
immer recht deutlich gegen die Politik der Merz-Re-
gierung aus, aber ihren Handlungen merkte man das 
wenig an. So als Merz im ersten Wahlgang scheiter-
te und es auf die Stimmen der Linken ankam, ob ein 
weiterer Wahlgang am selben Tag standfinden kann 
oder nicht. Dabei entschied sich die Linke dagegen, eine 
Partei des grundlegenden Widerstands zu sein und Merz 
tagelang zum Zappelkanzler zu machen, sondern für 
die „staatspolitische Verantwortung“. Daraufhin freute 
man sich gar darüber, dass die CDU nun doch mit einem 
reden musste (die CDU hat eine Unvereinbarkeit mit 
der Linkspartei). Noch schlimmer war die Zustimmung 
der Regierungsfraktionen der Linkspartei aus Bremen 
und Mecklenburg-Vorpommern zu den 500 Milliarden 
Kriegskrediten für die Aufrüstung der Bundeswehr. 
Gegen den Beschluss der Bundestagsfraktion, diese 
konsequent abzulehnen. Zwar gab es dagegen viel Kritik 
aus der Partei, Konsequenzen blieben jedoch aus.

Der Grund hierfür ist relativ eindeutig: Zwar ist der Flü-
gel der Regierungs“sozialist:innen“ durch die Krise der 
vergangenen zwei Jahre stark geschwächt, jedoch noch 
immer noch präsent und ideologisch stark, denn dieser 
Flügel bestimmt mit der Ausrichtung auf Regierungs-
beteiligung und staatspolitischer Verantwortung ja das 
reformistische Ziel. Währenddessen reden die Bewe-
gungslinken vor allem über angewandte Taktiken und 
merken ansonsten am Rande an, gerne das Korrektiv in 
der Opposition spielen zu wollen. Und um „regierungs-
fähig“ zu sein, ist man in diesem Teil der Partei bereit, 
sämtliche Prinzipien über Bord zu werfen. Und dazu 
wirft man sich dann auch Friedrich Merz, der bereit war 
mit der AfD zu paktieren, an den Hals so wie Grüne und 
SPD. Das zeigt vor allem eines deutlich: Nämlich, dass 
der Flügelkampf nicht vorbei ist, nicht vorbei sein darf. 
Im Gegenteil muss er jetzt umso härter geführt werden, 
damit die Linke in der Lage ist die Funktion auszuüben, 
für die sie gewählt wurde. Das ist ein schwieriger Weg, 
denn Opportunismus und Verrat ist fest integriert in 
den Charakter einer reformistischen Partei, deren Ziel 
eben nicht grundsätzlich der Sozialismus ist, sondern 
Reformen im Rahmen des kapitalistischen Systems. 
Und daraus folgt dann die Logik, dass man schon sel-
ber mitregieren muss, will man diese erreichen. Doch 
die aktuelle Situation bietet durchaus Chancen, damit 
zu brechen, denn die Linke hat die historische Mög-
lichkeit sich grundsätzlich neu aufzustellen. Von den 

inzwischen über 100.000 Mitgliedern (Rekord in der 
Parteigeschichte) sind rund die Hälfte im letzten Jahr 
eingetreten. Und die meisten wohl eben nicht, um mög-
lichst bald Teil einer etwas linkeren Ampelkoalition mit 
zwei roten und einem grünen Blinker zu werden. Doch 
das wirft eigentlich erst recht viele Fragen auf.

Was muss die Linke jetzt 
tun?
Zunächst einmal muss klar sein, dass der Kampf nach 
der Wahl nicht endet, sondern im Gegenteil erst so rich-
tig beginnt. Es ist bereits im Organizing-Wahlkampf 
und im eisigen Riesa klargeworden, dass es konkrete 
Aktionen sind, die dafür sorgen, dass die Linke an Ein-
fluss, hier in Form von Stimmen, gewinnt. Das muss 
nun auf den Parteialltag übertragen werden. Die neuen 
Genoss:innen müssen in Basisstrukturen organisiert 
werden, in ihren Vierteln und Dörfern, aber auch in ihren 
Betrieben, in ihren Universitäten und ihren Schulen. Wir 
müssen es schaffen, an diesen Orten linke Strukturen 
aufzubauen, die gegen das Scheißsystem von dort aus 
aufbegehren, wo es uns hinverweist! Und von da aus 
dann den Widerstand organisieren! Es gilt als Linke auf 
die Straße zu stattfindenden Kämpfen zu mobilisieren. 
Ein sehr positives Beispiel dafür ist die Basisorganisa-
tion (BO) Wedding, die eine starke Demonstration durch 
Berlin-Wedding initiierte, um gegen die Umstellung 
des Pierburg Werks auf Rüstungsproduktion zu pro-
testieren. Auch muss die Partei sich selber in laufende 
Bewegungen einbringen, so wie es die LAG Palästina So-
lidarität in Berlin tut. Dabei mitarbeiten und die eigenen 
Kräfte dorthin mobilisieren, aber gleichzeitig auch aktiv 
versuchen, bestehende Bewegungen wie die Palästina-
Solidarität, Antifaschismus oder die Klimabewegung, 
mitzugestalten, und zu einer gemeinsamen Bewe-
gung gegen den Deutschen Imperialismus und seine 
Regierung zu vereinen! Auch muss die Linke eine starke 
Opposition in den Gewerkschaften aufwerfen, gegen 
den bürokratischen Kurs der Beibehaltung der Sozial-
partnerschaft und gegen den staatstragenden Kurs. 
Und hin zu Gewerkschaften, die kämpfen und durch 
ihre Basis statt der Bürokratie getragen werden! Und 
zwar auch mit politischen Streiks gegen die Regierung 
Merz! Dabei hat die Linke die Macht, zum Motor einer 
ganzen Massenbewegung zu werden, was sie bereits 
in den Anti-AfD Protesten Anfang des Jahres ein Stück 
weit bewiesen hat. Sie muss ihre Kraft nur nutzen, ihre 
100.000 starke Basis in den Kampf mobilisieren. Das 
könnte aber auch die Basis und die aktivierten arbeiten-
den Massen zum Motor eines neuen klassenkämpferi-
schen Aufschwungs bedeuten, die über die kleinlauten 
Forderungen der Linkspartei hinauswächst. 
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Wenn die Linkspartei einen solchen Kurs fahren würde, 
dann könnte sie die Aufgabe übernehmen, die das Pro-
letariat, die Jugend und alle Unterdrückten in Deutsch-
land so dringend brauchen: Eine Führung im Kampf um 
die Macht gegen das Kapital. 

Das entscheidende Problem ist hierbei jedoch das 
Programm der Linkspartei. Dieses ist im Kern refor-
mistisch und damit an die enggesteckten politischen, 
juristischen, nationalstaatlichen und vor allem wirt-
schaftlichen Grenzen des Systems in der BRD gekettet. 
Wir dürfen uns also keine Illusionen in die Führung der 
Linkspartei machen, die folgerichtig kein Interesse hat, 
eine solche Kraft zu sein und ein solches Programm zu 
vertreten. Daran, dass Bodo Ramelow und Gregor Gysi 
das System mitverwalten und nicht stürzen wollen, 

besteht kein Zweifel. Und genau deshalb ist es ein revo-
lutionäres Programm, das wir aufwerfen müssen, um in 
der Partei diejenigen Genoss:innen zu mobilisieren, die 
mehr wollen, als für Wahlen an Haustüren klingeln und 
dann resignieren, wenn die Parteiführung mal wieder 
ihre Wahlversprechen bricht, um für Sozen und Grüne 
„regierungsfähig“ zu sein. Wir wollen mobilisieren für 
eine Revolutionäre Fraktion in der Linkspartei, die für 
eine echte Revolutionäre Partei kämpft, die aber auch 
im richtigen Moment mit der Linkspartei bricht! Denn so 
eine Revolutionäre Partei brauchen wir, um den Kampf 
gegen die Regierung Merz konsequent zu führen! Und 
damit verbunden den Kampf gegen den gesamten Ka-
pitalismus!

Zwischen Ohmacht und 
Rechtsrutsch: Was kön-
nen Revolutionär:innen 
in der Linksjugend tun?
von der Revolution Leitung

Bei den Bundestagswahlen konnte die Linkspartei mas-
siv Punkten und befindet sich in einem überraschenden 
Aufschwung. Über 50.000 neue Mitglieder und 8% bei 
der Wahl gehen auch an der Linksjugend Solid nicht 
vorbei. Diese neuen Mitglieder bringen frischen Wind 
in die Segel der verknöcherten Strukturen, was sich an 
der Annahme der JDA-Antisemitismusdefinition beim 
letzten Parteitag widerspiegelt. Was vielversprechend 
klingt, wirft aber die zentrale Frage auf den Plan, für 
welche Politik wollen Solid und Die Linke einstehen? 
Denn die Vergangenheit darf nicht einfach vergessen 
werden, dass die Linke und die Solid Totgesagt wurden 
hatte einen Hintergrund. Es konnten Mobilisierungen 
nicht genutzt werden, es wurde wenig selber initiiert 

und inhaltliche Punkte wurden schwammig gesetzt. 
Für Revolutionär:innen stellt sich also auch die Frage, 
wie das verändert werden kann. 

Organisierende Klassen-
partei
Die aktuelle politische Lage ist von Krisen geprägt. 
Die Krise des deutschen Imperialismus führt zu Mili-
tarisierung, der Rechtsruck - ob AfD-Umfragewerte, 
Abschottungspolitik, Abschiebungen oder der Auf-
schwung der Nazijugenden - schreitet weiter voran und 
die Merzregierung plant immer weitere Angriffe auf die 
Arbeiter:innen und Jugend mit Kürzungen für die Bil-
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dung, bei Jugendclubs und anderen Freizeitaktivitäten. 
Die Lebenshaltungskosten steigen ins Unermessliche. 
Wenn Die Linke sich als „organisierende Klassenpartei“ 
versteht, dann muss sich das auch in ihrer Jugendorga-
nisation widerspiegeln. Es reicht einfach nicht, nur bei 
Protesten mitzumachen, die Solid muss sich selber als 
Kraft verstehen, die diesen initiiert – das wirft jedoch 
Fragen auf, wofür sie eigentlich steht. Um die Aufgaben 
der aktuellen Zeit zu bewerkstelligen und auf die poli-
tische Situation eine Antwort zu geben, braucht es eine 
klare politische Analyse und Methodik, die aufzeigt, 
wie man die kommenden Angriffe nicht nur abwehrt, 
sondern die Kämpfe dahin führt, dass konkrete Ver-
besserungen erkämpft werden. Ansonsten werden wir 
aus der Defensive nicht rauskommen. Konkret bedeutet 
das, Bündnisse zu schmieden mit den Gewerkschaften 
und anderen linken Jugendorganisationen, mit einem 
politischen Plan und konkreten Forderungen. Diese 
könnten sein:

 � Klassenkampf der neuen Regierung und dem 
Generalangriff: Gegen Agenda 2030! Ge-
gen Aufrüstung und Militarisierung! Gegen 
Rechtsruck und Rassismus! Für internationale 
Solidarität!

 � Klassenkämpferische Politik auf der Straße 
und in den Gewerkschaften: Bruch mit der So-
zialpartner:innenschaft!

 � Gegenmacht aufbauen: Nein zum Reformis-
mus, für eine revolutionäre, internationalis-
tische Kampfpartei!

Für eine revolutionäre 
Fraktion in der Solid und 
Linkspartei!
Es ist nicht zu erwarten, dass sich die 
Solid von heute auf morgen einfach so 
ändert. Um so wichtiger ist es, dass wir 
uns als (subjektive) Revolutionär:innen 
zusammenschließen zu einer Fraktion. 
Diese darf nicht auf 

dem Stadium einer losen Vernetzung bleiben wie es 
der BAK Klassenkampf aktuell ist, sondern muss ein 
politisch-inhaltlicher Zusammenschluss sein, der nicht 
bloß in der Solid, sondern auch in der Linkspartei agiert. 
Die Basis davon muss eine tiefe Diskussion und Ausei-
nandersetzung mit Antimilitarismus, Internationalis-
mus und dem Subjekt der Veränderung, sowie Klarheit 
über den Charakter der Linkspartei als reformistische 
Arbeiter:innenpartei sein. Sicherlich ist es illusorisch zu 
glauben, aktuell alle Teile einer solchen Fraktion hinter 
ein klar revolutionäres Programm zu vereinen, doch ein 
Pluralismus wie er in der Linken/solid vorherrscht, ist 
zu gewissem Grad schädlich, was sich bei Themen wie 
Palästina oder Iran besonders zeigt. Die Fraktionierung 
muss sich beim BuKo in Kampagnenvorschlägen und 
LVVn widerspiegeln und auch in die Linkspartei ver-
suchen hineinzuwirken. Dabei dürfen wir keine Angst 
davor haben, dass Gelder gekürzt werden!

Es kann sich lohnen, vom Organizing zu lernen, die po-
sitiven Elemente mitzunehmen und auf Schulen und 
Ausbildungsplätze zu übertragen – allerdings muss klar 
sein: Organizing ist ein Mittel, keine Strategie!

Die Solid könnte im Themenfeld Antimilitarismus Kam-
pagnen gegen die Bundeswehr an Schulen machen. 
Dabei könnte jedes Mitglied sich zum Ziel setzen, 2-3 
Klassengenoss:innen in der Schule dazu zu interviewen 
und anschließend in Aktion zu bringen. Dabei müssen 
konkrete Forderungen zur Situation vor Ort mit der 
gesamtgesellschaftlichen Dynamik verbunden werden 
(bspw. „kein Werben fürs Sterben – Bundeswehr raus 
aus unseren Schulen! Wir bestimmen, wer an unsere 
Schule kommt!“). Neben dem Aspekt der Organisierung 
vor Ort, muss sich die Solid auch zur Aufgabe machen, 
ihre eigene Mitgliedschaft zu schulen. Woher kommt 
Krieg? Was sind die Antworten der Arbeiter:innenbe-
wegung? Wie kommen wir zu einer breiten Antikriegs-
bewegung? Die Linke muss diese Kampagnen unter-
stützen, gleichzeitig muss die Solid als kämpferischerer 
Teil der Linken die Mutterpartei herausfordern – in-
haltlich und praktisch – und so den Weg für eine Klas-
senkämpferische Partei bereiten. Sie muss sich gegen 
jegliche Aufrüstung (inklusive sogenannter Verteidi-
gungsfähigkeit) des deutschen Imperialismus richten 
und dem imperialisti- schen Projekt der 
EU die Perspektive der vereinigten 
sozialistischen Staaten von 
E u r o p a  e n t - gegensetzen 
und die Abgeord- neten, die im 

Bundesrat den Weg für die 
Hochrüstung 
d e s  d e u t -

schen Imperia-
lismus geebnet 
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haben, zur Rechenschaft ziehen. Auch zu Palästina 
müsste die Solid mit ähnlichen Kampagnen arbeiten. 
Forderungen müssten sich gegen das Kuffiya-Verbot 
in Berlin, die Israel 1948-Bröschüre, die an Neuköllner 
Schulen verpflichtend werden sollte, und die Repres-
sion gegen Palästinasolidarität richten. Es braucht die 
Forderung nach der Niederlage Israels und der USA im 
Krieg gegen den Iran und im gesamten Nahen Osten und 
das Recht auf Widerstand seitens der Unterdrückten. 
Das bedeutet auch den Kampf gegen den Pazifismus 
der Mutterpartei und deren Perspektive einer „ver-
nünftigen, gerechten“ imperialistischen Politik, die sie 
als gesamtes nicht bekämpft.

Probleme der linken Frak-
tion
Mit dem BAK Klassenkampf hat die Linksjugend im 
vorletzten Jahr erstmals seit Jahren eine dediziert linke 
Plattform bekommen. Der Anspruch des BAKs ist die 
politische Ausrichtung der Solid entschieden nach links 
zu bewegen. Dieses Vorhaben ist in jedem Fall zu begrü-
ßen und in der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass die 
Intervention auch in der Zusammenarbeit mit anderen 
progressiven linken Organisationen mündete und der 
gemeinsame politische Kampf erfolgreich Früchte trug. 

Zugleich hat sich jedoch gezeigt, dass der BAK in seiner 
Funktion als Sammelbecken seine politischen Posi-
tionen immer weiter differenzierte und es zu einer zu-
nehmenden Verwässerung der Linie des Arbeitskreises 
kam. Die anfängliche Einheit und gezielte Ausrichtung 
haben sich zunehmend zu einem losen Zusammen-
schluss linksoppositioneller Ideen gewandelt. Um die 
Linksjugend jedoch grundlegend zu verändern und ihre 
politische Stagnation zu überwinden, braucht es mehr 
als das. Dazu gehört auch, dass man den linksreformis-
tischen und zentristischen Fraktionen der Linksjugend 
ein inhaltliches Programm entgegensetzt, welches die 
Funktion und Stellung der Solid als Ganzes reflektiert. 
Angesichts des Aufschwungs der Partei ist es not-
wendig, das Wegducken vor der Realität seitens der 

Partei- und Verbandsspitzen anzuprangern und mit 
einem revolutionären Programm vom Reformismus 
wegzubrechen. Die Debatte um die Strategie des Ver-
bands ist zentraler Bestandteil dabei: Bleiben wir beim 
Haustürwahlkampf, Demobesuchen und Hoffen auf den 
Parlamentarismus oder bauen wir eine Widerstands-
kraft der Arbeiter:innenklasse auf, die den Angriffen der 
Regierung und dem Kapital den Kampf ansagt?

Schlussfolgerung: Was ist 
also die Aufgabe von Revo-
lutionär:innen?
Zentral ist es also, aktiv die Debatte über Strategien zu 
suchen. Der Reformismus wird sich nicht von selbst ent-
larven, wir brauchen konkrete Taktiken und müssen in 
Neuformierungsprozesse eingreifen. Eine Arbeit inner-
halb des Verbands ist nur dann sinnvoll, wenn der Refor-
mismus konsequent kritisiert und praktisch bekämpft 
wird. Es gilt insbesondere den reformistischen Apparat 
der Solid und Linkspartei anzugreifen und durch die 
tägliche Arbeit als Bewegungshemmend zu entlarven.

Die Politik, die die Linke macht wird entscheiden, ob 
und wie erfolgreich die kommenden Angriffe der neuen 
Regierung abgewehrt werden können. Viele sind ein-
getreten mit der Hoffnung, dass die Partei diese Kämpfe 
führt und mit Illusionen in den bürgerlichen Staat. Die 
Aufgabe für Revolutionär:innen ist also mit diesen Leu-
ten im gemeinsamen Kampf Erfahrungen zu sammeln 
und vom Reformismus und damit auch von Partei und 
Verband wegzubrechen. Es geht darum, die kommen-
den Angriffe abzuwehren – nur danebenstehen und 
erzählen, dass die uns eh verraten werden, reicht nicht, 
weil sich Reformismus scheinbar natürlich reproduziert 
im Kapitalismus und wir uns so nur selbst isolieren.

Es gilt den Kampf zu führen für inhaltliche Positionen 
und für eine revolutionäre Fraktion in der Linksjugend 
Solid sowie der Linkspartei! Wir laden euch dazu ein, 
mit uns darüber zu diskutieren und gemeinsam auf-
zubauen.
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Hier in dieser Zeitung erfährst du nur eini-
ge Punkte und Positionen unserer Politik. 
Sie basieren auf unserem Programm, wel-
ches unsere heutige Situation mit dem Kampf  
um eine sozialistische Revolution verbindet. Allen 
Jugendlichen innerhalb der Sozialdemokratie, so 
wie in der radikalen Linken, wollen wir mit diesem 
Programm einen Diskussionsvorschlag bieten für 
den Aufbau einer tatsächlich revolutionären, un-
abhängigen Jugendorganisation - einer neuen Ju-
gendinternationale. Wir fordern euch auf, es mit uns 
zu diskutieren und aktiv in die kommenden Aus-
einandersetzungen in der Krise zu tragen.

Unser Programm



Gegenmacht  
an den Schulen 
aufbauen! 
Von Marlin LeGuin

Dein transphober Lehrer macht Witze über inklusive 
Sprache, im Geschichtsunterricht fällt kein Wort über 
die deutsche Kolonialgeschichte, der Nazi in deiner 
Klasse darf ohne Konsequenzen Hetze verbreiten und es 
gibt auf keiner einzigen Schultoilette Menstruationsar-
tikel oder gar eine Kabine, die nicht irgendwie eklig ist. 
Und du möchtest etwas dagegen tun. Also lässt du dich 
für die Klassen- oder sogar Schulsprecher:innenwahlen 
aufstellen, um dann in der Schüler:innenvertretung 
(SV) deine Probleme und Verbesserungsvorschläge ein-
bringen zu können. 

Und du schaffst es, du wirst 
gewählt!
Aber nach kurzer Zeit merkst du, dass die meisten an-
deren in der SV dich als “zu politisch” abstempeln. Sie 
wollen doch nur in Ruhe den Abschlussball planen. Dei-
ne komischen linken Ideen passen da nicht hinein. Und 
wenn du es dann doch schaffst, die anderen SV-Mitglie-
der zu sensibilisieren und deinen Standpunkt der Schul-
leitung vorzutragen, wird alles einfach abgewunken.

Ein schöner Versuch, aber jetzt heißt es einfach, den 
Rest deiner Schulzeit abzusitzen. Irgendwann wird es 
vorbei sein. Vielleicht kannst du deinen Mitschüler:in-
nen noch einen schönen Abschlussball bescheren.

Also nicht in die Schü-
ler:innenvertretung?
Obwohl das Recht auf eine SV von Schüler:innen hart er-
kämpft wurde, ist diese in der Realität zu einer pseudo-
demokratischen Kopie des parlamentarischen Systems 
in Deutschland geworden, nur ohne tatsächliche Macht. 
Sie gewöhnt Schüler an das System inklusive ihrer zu-
künftigen Stimmlosigkeit in ebendiesem. Mit Interes-
senvertretung oder Mitbestimmung hat das nicht mehr 
viel zu tun. Innerhalb der bürgerlichen Strukturen ist es 
unmöglich, sich wirklich aktiv politisch in der Schule zu 
beteiligen, es soll sogar davon abbringen. Kann man 
also nur außerhalb der Schule aktiv sein? 

Reformistische Organisationen trennen gerne die Orte, 
an denen ihre Basis täglich arbeitet und lernt, von ihrer 
Politik. Ein gutes Beispiel dafür ist die Linksjugend oder 
die Jusos. Zum einen brechen sie nicht mit der bürger-
lichen Politik ihrer Mutterpartei (und so man-



cher will selbst den parlamentarischen Karriereweg ge-
hen), zum anderen sind sie auch nur in Ausnahmefällen 
und unsystematisch an Schulen oder Betrieben tätig. 
Aber das ist die falsche Herangehensweise. Jegliche 
Reform wurde von organisierten Arbeiter:innen selbst 
erkämpft, und die Kapitalist:innen des Parlaments be-
mühen sich nur darum, sie wieder zu nehmen. Selbst 
der 8-Stunden-Tag ist nicht mehr sicher. Sich dem 
bürgerlichen System zu fügen, heißt, sich kapitalisti-
schem Interesse zu fügen. Um tatsächlich eine befreite 
Gesellschaft zu erreichen, braucht es ein revolutionäres 
Bewusstsein der Massen und einen starken Kampf auf 
der Straße, verankert in den Betrieben, Unis - und in der 
Schule - es braucht Streik! 

Die Schule ist der Ort, an dem wir Jugendlichen die 
meiste Zeit unseres Alltags verbringen. In der Schule 
spiegeln sich alle gesellschaftlichen Probleme wider, 
sie ist kein von der Politik abgekapselter Ort. Schule ist 
im Kapitalismus ein Ort, der uns auf den Arbeitsmarkt 
vorbereiten soll - der uns zügig machen soll und der uns 
zeigt, dass Widerstand nicht erwünscht ist. Wir sehen 
also, dass es den Aufbau einer Gegenmacht braucht, um 
die Schule wieder zu unserem Ort zu machen! Doch wie 
sieht das aus? Und wie nicht?

Einige subjektiv Revolutionäre Organisationen wagen 
zwar den Schritt, Politik in die Schule zu tragen, gehen 
jedoch nicht den Schritt zu einer richtigen Verankerung 
an Schulen. Statt Schulgruppen aufzubauen, die konti-
nuierlich politische Arbeit leisten und eine Gegenmacht 
aufbauen, wird auf einzelne Aktionen gesetzt, die kurz 
Aufmerksamkeit erzeugen und Mobilisierungspoten-
tial haben, dann jedoch wieder verläuft alles wieder 
im Sand.

Wir sagen deswegen, dass es eine konsequente und 
unabhängige Organisierung von Schüler:innen und so-
lidarischen Lehrer:innen braucht und arbeiten an dem 
Aufbau von linken Schulgruppen, die eine Gegenmacht 
bilden können. Aber was bedeutet das?

Normalerweise sind wir Jugendlichen im Alltag abhän-
gig von Erziehungsberechtigten und haben wenig bis 
keine Möglichkeiten, po- litisch mitzureden 
oder auch irgendwie selbstbestimmt 
zu handeln. In der Schule müssen 
wir der Willkür der Lehrer:innen und 
Schulleitung fol- gen und uns 
an veraltete, dis- krimi-
nierende Regeln 
halten. Das kön-
nen Kultusministe- rium 
und Schulleitung aber nur pro-
blemlos durchsetzen, solange 

wir nichts dagegen unternehmen. Aber zum Glück ist 
eine unabhängige Schulgruppe ein erster Ansatz, um 
eine Gegenmacht zu den herrschenden Strukturen in 
unserem Schulleben aufzubauen.

Denn eine Gegenmacht ist eine demokratische, ver-
einte Kraft, die man den autoritären Entscheidungs-
trägern entgegenstellt. Alle, die gegen die bürgerlichen 
Strukturen kämpfen wollen, müssen sich in dessen un-
mittelbarer Opposition organisieren. Die politischen 
Entscheidungen und Forderungen dieser Kraft müssen 
auch die Interessen aller widerspiegeln. Deshalb muss 
man offene Diskussionen fördern und basisdemokra-
tisch abstimmen, um ein gemeinsames Aktionspro-
gramm aufzustellen. Mit diesem kann man gezielt pro-
gressive, solidarische Lösungen und ihre Durchsetzung 
einfordern und auch kontrollieren.

Gegenmacht - wie soll das 
funktionieren?
Man handelt bewusst und einheitlich parallel zu der 
bestehenden herrschenden Macht, hier der Schullei-
tung. Indem man der Autorität der wenigen Beamten 
die kollektive Kraft von Schüler:innen gegenüberstellt, 
fordert man deren Fremdbestimmung heraus. Denn 
warum sollten ein paar wenige Erwachsene über den 
gesamten Alltag und die gesamte Bildung der 
Jugend herrschen? Die Schule ist der Ort, 
an dem wir Jugendlichen uns die meiste 
Zeit aufhalten, an dem wir lernen und 
arbeiten. Deshalb sollten wir dort auch 
selbst bestimmen, was wir tun und 
wie wir lernen.

Und wenn die Schulleitung 
versucht, uns klein zu kriegen 
oder Bestrafungen androht, 
treten wir diesen als vereinte, 
organisierte Gruppe viel bes-
ser entgegen. Und die Ver-
besserungen, die wir selbst 
erkämpft haben, können sie 
uns auch nicht so einfach 
w i e d e r n e h m e n . 
Dafür ist es 



wichtig, dass man komplett unabhängig von Schule 
oder Staat bleibt und dafür kämpft, die Mittel für die 
Umsetzung in der Hand der Gegenmacht, in diesem Fall 
der Schulgruppe, zu behalten. Eine derartige Gegen-
macht sprengt nicht nur die Grenzen der bestehenden 
Hierarchien, sondern zeigt auch eine Perspektive für 
eine freie, demokratische Alternative.  Damit stellt man 
die ganze Existenz der bürgerlichen Machtstrukturen 
in Frage. Man arbeitet also auf ihren Sturz hin, um tat-
sächliche demokratische Kontrolle über seine Schule 
und Bildung zu erreichen.

Und man sollte nicht in der Schule aufhören. Genauso 
wie Politik nicht vor den Türen der Schule anhält, darf 
eine Gegenmacht nicht innerhalb ihrer Wände ein-
geschlossen bleiben. Im Schulterschluss mit Arbei-
ter:innen und allen Unterdrückten muss man sie auf alle 
Bereiche des Lebens ausweiten, um die kapitalistische 
Herrschaft auszuhebeln und eine befreite Gesellschaft 
zu schaffen.

Erfahrungsbericht vom Tag Merz in München 6.5.2025
Von einer/m Schüler:in

Am 6.5., an dem Tag an dem Merz mit Startschwie-
rigkeiten ins Kanzleramt gewählt werden sollte war 
die Losung klar: Wir als Schüler:innen und Jugendliche 
wollten den Tag Merz zum Desaster machen. Schon Tage 
vor dem Schulstreik fanden sich in meiner Schule Poster 
mit einem Bild von einem verdächtig Merz-ähnlichen 
Mr. Burns und der Aufschrift „Merz ist…“ und einem 
freien Feld um den Satz zu vervollständigen. „Merz ist 
ein Kriegstreiber“ „Merz ist der Meinung Vergewalti-
gung in der Ehe ist fein“ „Merz ist Zionist“

Friedrich Merz hat der Jugend nichts zu bieten. Statt-
dessen möchte er Mit:schülerinnen aus unseren Klas-
senzimmern abschieben, das Demonstrationsrecht 
angreifen und die Bundeswehr als attraktive Karriere-
option für unentschiedene Jugendliche darstellen. Er 
möchte nur die Probleme bekämpfen, die er zu solchen 
erklärt hat und nicht die, die wir jeden Tag spüren: Zu 
wenig Geld für marode Schulen, mangelnde Mitbestim-
mung, teils willkürliche politische Unterdrückung in 
unseren Klassenzimmern und die Annahme dass eine 
Verfassungsviertelstunde die nachvollziehbare Pola-
risierung bekämpfen kann und wir deswegen ja auf-
hören können uns über andere Lösungen den Kopf zu 
zerbrechen. Laut Friedrich Merz brauchen alle einfach 
nur ein bisschen mehr Wertschätzung für die deutsche 
Verfassung (so lange es nicht um die Grundrechte von 
Migrant:innen geht), ein bisschen mehr Liebe für den 
10-Stunden Arbeitstag, der uns erwartet und ein biss-
chen weniger Genderstern.

Gegen diese Politik der neuen Regierung fanden sich 
am 6. Mai Schüler:innen verschiedener Schulen und 
teils unabhängigen Schulgruppen am Stachus um ein 
großes Hochbanner mit der Aufschrift „Alles geht nach 
rechts, Wir leisten Widerstand! Tag Merz zum Desaster 
machen!“. Ebenso erwarteten uns Mitglieder:innen 

verschiedener linker Orgas wie u.a. die Revolution, die 
SDAJ und die soli’d. Viele von uns waren zusammen 
gekommen und hatten eigene gebastelte Schilder mi-
gebracht. Noch hieß es das Merz gerade in der ersten 
Wahlrunde gescheitert war und die Stimmung war sehr 
belustigt. Einige Schülis waren davon ausgegangen 
die Demo wäre abgesagt weil Merz gescheitert war, 
aber viele teilten Vermutung dass das in den nächsten 
Tagen unausweichlich gewählt werden würde. Der be-
reits unterzeichnete Koalitionsvertrag hatte bereits 
bewiesen wie weit wir nach rechts gerutscht waren und 
verschiedene Aspekte davon wurden auch in mehreren 
Reden auf der Kundgebung aufgegriffen, unterstrichen 
von Musik aus einer großen Box auf einem roten Bol-
lerwagen und Parolen aus einem Megaphon und aus 
der Menge: „Raus aus der Schule, rauf auf die Straße!“ 
„Rassistisch, Sexistisch, Neoliberal – Friedrich Merz – 
Politik fürs Kapital!“ „Die Groko will den Merz im Mai, 
wir gehen der am Arsch vorbei!“

Für mich war der Tag Merz eine Erinnerung, dass es 
viele gleichgesinnte Jugendliche gibt, auch wenn es 
manchmal so erscheint 
als wären homophobe 
Möchtegern-Macker 
mit „dunklem Humor“ 
die Norm. Die Kundge-
bung hat mir gezeigt 
dass wir etwas auf die 
Beine stellen können 
wenn wir uns zusam-
menschließen; in den 
Schulen und auf der 
Straße.
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Interview mit Schüler:innen an der Christian-Morgen-
stern-Schule zu ihrer Aktion „Tag Merz zum Desaster 
machen“ 
– Interview gekürzt, volles Interview auf unserer Homepage

 Warum habt ihr ausgerechnet an dem Tag ein Schulstreik 
gemacht, als Merz Kanzler wurde?

Als linke Schulgruppe schauen wir bewusst auf poli-
tische Dynamiken. Als klar war, dass Friedrich Merz 
Kanzler wird, war uns sofort klar, dass das ein massiver 
Einschnitt in die Lebensrealität vieler Menschen sein 
wird und dass wir dagegen laut werden müssen.

Er steht für einen massiven Abbau in Bereichen, die uns 
Schülis direkt betreffen: Bildung, Jugendhilfe, Klima-
politik. 

Gerade an der Schule können wir viele junge Menschen 
erreichen, gemeinsam politisieren, aktivieren, orga-
nisieren. Deshalb haben wir an diesem Tag ein Zeichen 
gesetzt, um deutlich zu machen: Wir nehmen das nicht 
einfach hin, Wir sind viele, wir sind wütend und wir kön-
nen uns wehren!

Wie ist der Streik abgelaufen?

Wir haben uns entschieden, die letzte Stunde nach der 
Mittagspause für den Streik zu nutzen. Einfach um da-
durch noch mehr Schüler:innen zu erreichen und mög-
lichst viele zu mobilisieren. In der Mittagspause haben 

wir uns dann draußen vor dem Schulhof versammelt 
und sind dort geblieben, um gemeinsam zu protestie-
ren. Die letzte Stunde haben wir genutzt, um laut und 
sichtbar zu zeigen, dass wir mit Merz und seinem rück-
schrittlichem Kurs nicht einverstanden sind.

Was hat euch besonders beeindruckt an diesem Tag?

Wir waren ca. 40-50 Schüler:innen, was für unsere 
Schule ziemlich stark ist. Fast alle, die da waren, kamen 
wirklich aus den mittleren Jahrgängen. 

Der Zusammenhalt war groß, auch über den Streik hi-
naus. Sogar Schüler:innen der ersten Klasse, die uns 
vom Schulhof aus zugesehen hatten, riefen auf einmal 
am lautesten unsere Parolen mit. Das war ein Moment 
der mir gezeigt hat, dass wir wirklich etwas geschaffen 
haben, was auch andere bewegt. Weil es zeigt, dass 
politische Aktionen eben nicht ins Leere laufen, sondern 
etwas auslösen können.

Genau das ist ja auch unser Ziel als Schulgruppe. Räume 
schaffen, in denen Schüler:innen jeden Alters merken, 
dass sie etwas sagen dürfen, dass sie etwas verändern 
können und dass sie gehört werden. An diesem Tag war 
dieses Gefühl deutlich spürbar. 

Revo vor Ort
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My Body, My Future: Jugendli-
che müssen abtreiben dürfen!

Von Blue

Stell dir vor, du bist 16 Jahre alt und stehst kurz vor 
deinem Abschluss. Die kommenden Jahre hast du 
schon durchgeplant: Ausbildung, Studium oder Work 
& Travel, von Zuhause ausziehen, endlich auf eigenen 
Beinen stehen. Doch plötzlich der Schock: Du bist un-
gewollt schwanger. Sofort schießen dir tausend Fragen 
durch den Kopf: Will ich überhaupt ein Kind? Wie soll 
ich das finanzieren ohne Abschluss? Was wird aus mei-
nen Zukunftsplänen? Was wenn es meine Eltern oder 
Mitschüler:innen erfahren? Darf ich überhaupt schon 
abtreiben?

Solche Situationen sind alles andere als Ausnahmen. 
Laut Forum Sexualaufklärung und Familienplanung 
sind über 50% der Schwangerschaften unter 20 Jahren 
ungewollt, und das betrifft jährlich rund 13.000 junge 
Frauen in Deutschland. Und selbst wenn man nicht un-
mittelbar betroffen ist, werden die meisten irgendwann 
mal die Erfahrung machen, ebenso sehr zu verzweifeln, 
wenn die Periode zu spät kommt. Dieser Artikel gibt 
einen Überblick über die rechtliche Lage in Deutschland 
und erklärt, warum unkomplizierte Zugänge zu Ab-
treibungen überlebenswichtig ist. Und zwar vor allem 
für Jugendliche! 

Darf ich überhaupt abtrei-
ben?
In Deutschland ist ein Schwangerschaftsabbruch nach 
§218 des Strafgesetzbuches immer noch offiziell eine 
Straftat. Er bleibt aber unter bestimmten Bedingungen 
straffrei, wenn

• vorher eine verpflichtende Beratung bei einer an-
erkannten Stelle erfolgt ist,

• nach der Beratung eine Wartezeit von mindestens 
drei Tagen bis zur Entscheidung eingehalten wurde,

• und wenn der Abbruch spätestens bis zur zwölften 
Schwangerschaftswoche durchgeführt wird.

Die ehemalige Regierung aus SPD, Grünen und 
FDP hatte angekündigt, §218 grundlegend zu 
überprüfen und möglicherweise zu streichen. 
Das würde bedeuten, dass Abtreibungen recht-
lich nicht mehr als Straftat behandelt werden. Doch 
konservative Kräfte – allen voran CDU/CSU – stellen 
sich entschieden gegen solche Reformen. Jens Spahn, 
CDU-Fraktionsvorsitzender, sprach sich mehrfach öf-
fentlich gegen liberalere Regelungen aus und wollte 
sogar Studien in Auftrag geben, die psychische Schäden 
durch Abtreibungen „beweisen“ sollten – trotzdem 
zeigt die fünfjährige Turnaway-Studie mit 956 Teil-
nehmerinnen, dass 95 % der Frauen auch nach Jahren 
überzeugt sind, die richtige Entscheidung getroffen 
zu haben.

Der mittlerweile abgeschaffte §219a – das sogenannte 
„Werbeverbot“ für Ärzt:innen – hat lange verhindert, 
dass Ärztinnen öffentlich über 
Abtreibungen informieren 
durften. Auch wenn das 
Gesetz gestrichen wur-
de, herrscht in vielen 
Praxen weiterhin Unsi-
cherheit. Viele Medizi-
ner:innen haben Angst 
vor Angriffen oder Ruf-
schädigung und infor-
mieren deshalb kaum 
öffentlich über Schwan-
gerschaftsabbrüche. Für 
Jugendliche 
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bedeutet das: Sie finden schwer 
verlässliche Informationen – ob-

wohl sie diese am dringendsten 
bräuchten.

Was bedeutet das für 
Jugendliche kon-
kret?

Für Jugendliche ist die Situation beson-
ders belastend, da die Regelungen unein-

deutig sind!

Grundsätzlich gilt: Ein Min-
destalter für eine Abtreibung 

gibt es nicht. Auch Minderjährige 
unter 18 Jahren haben die Möglich-

k e i t , eine Schwangerschaft abbrechen zu 
l a s s e n . Entscheidend ist dabei die „Einwilligungs-
fähigkeit“ der Betroffenen. Einwilligungsfähig bedeu-
tet, dass die Reife und notwendige Einsichtsfähigkeit 
in die körperliche und mögliche psychische Tragweite 
eines Schwangerschaftsabbruchs gegeben sind. Dabei 
werden Jugendliche über 16 in der Regel als einwilli-
gungsfähig eingeschätzt, bei unter 16-Jährigen kann 
es aber sein, dass die Ärzt:innen die Zustimmung der 
Eltern verlangen. Das Problem hieran ist, dass diese 
Einschätzung von Menschen vorgenommen wird, die 
die Betroffenen nicht wirklich kennen und nur auf Ba-
sis eines Gesprächs eine Einschätzung abgeben. Für 
manche Betroffenen ist es aber keine Option, sich ihren 
Eltern anzuvertrauen und im schlimmsten Fall geben 
sie ihre Zustimmung nicht und zwingen ihre Kinder, 
ungewollt ein Kind zur Welt zu bringen.

Auch Aufklärung in Schulen ist oft ungenügend oder 
moralisch gefärbt. Jugendliche wissen oft gar nicht, 
wohin sie sich wenden können – oder schämen sich so 
sehr, dass sie gar nicht erst Hilfe suchen.

Psychische und physische 
Belastung
Die Gesellschaft vermittelt Jugendlichen oft ein Ge-
fühl von Scham, Schuld oder sogar Isolation, da frühe 
Schwangerschaften immer noch verpönt sind: Sowas 
komme nur in „schlechten Familien“ vor und sowieso 
sei man ja „selbst schuld“, wenn man schon Sex hat. 
Noch schlimmer, wenn die eigenen Eltern eigentlich 
dagegen sind, dass man überhaupt schon Sex hat, was 
(bezogen auf Mädchen) bei einem Viertel der Eltern 
in Deutschland der Fall ist. Diese Erfahrungen können 
Betroffene in schwere psychische und emotionale Kri-

sen stürzen. Scham und emotionaler Druck führt nicht 
selten dazu, dass eine Schwangerschaft erst viel zu spät 
erkannt wird und es dann möglicherweise rechtlich zu 
spät ist, noch eine legale Abtreibung durchzuführen.

Wird der legale Zugriff verwehrt, greifen jährlich schät-
zungsweise 3 Millionen Mädchen im Alter von 15 – 19 
Jahren auf der ganzen Welt zu unsicheren Abtreibungs-
möglichkeiten. Ein Beispiel: Manche Jugendliche ver-
suchen eine Selbstabtreibung mit Medikamenten, die 
sie online bestellen, und zwar dann ohne ärztliche Kon-
trolle. Andere verwenden gefährliche Gegenstände, 
um einen Abbruch selbst herbeizuführen. Diese Me-
thoden können durch starke Blutungen, Infektionen 
oder dauerhafte Schäden lebensbedrohlich sein. Das 
passiert vor allem dort, wo legale Zugänge fehlen oder 
junge Menschen glauben, sie hätten keine andere Wahl.

Soziale und wirtschaftliche 
Folgen
Wer jung ein Kind bekommt, steht vor großen Heraus-
forderungen. Viele junge Schwangere müssen die Schule 
oder Ausbildung abbrechen, weil Betreuung fehlt. Häu-
fig lehnen Eltern jede Hilfe ab oder setzen ihre Kinder 
unter Druck, das Kind zu bekommen (oder eben abzu-
treiben) ganz nach ihren Vorstellungen.

Jugendliche sind fast immer finanziell abhängig. Ohne 
eigenes Einkommen muss man sich auf der mehr als 
dürftige staatliche Hilfssystem verlassen. Frühe Eltern-
schaft kann dazu führen, dass Lebenspläne komplett 
aufgegeben werden müssen. Das Risiko für Arbeitslo-
sigkeit, soziale Ausgrenzung und langfristige Perspek-
tivlosigkeit steigt um ein Vielfaches. Teenagermütter 
verlassen beispielsweise doppelt so häufig die Schule 
ohne Abschluss wie ihre Altersgenossinnen. Unter sol-
chen Verhältnissen ist der Weg zu einem einigermaßen 
selbstbestimmten Weg unvorstellbar.

Unsere Körper gehören 
uns!
Diese Hürden sind kein Zufall. Sie passen zu einem Sys-
tem, das Frauen in klassische Geschlechterrollen als 
Mütter und Hausfrauen zwingen will, da sie so Sorge-
arbeit kostenlos im Rahmen ihrer Familie leisten und 
diese nicht von den Kapitalist:innen finanziert werden 
muss. Gleichzeitig sorgen sie damit für einen konstan-
ten Nachschub an zukünftigen Arbeitskräften, die dann 
von diesen ausgebeutet werden können. Gerade kon-
servative bis offene rechte Kräfte, die im momentanen 
Rechtsruck immer stärker werden, verbreiten ein solch 
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unterdrückerisches Frauenbild. Es gibt zwar 
auch liberalere bürgerliche Kräfte, die halbher-
zig das Recht auf Abtreibung verteidigen, aber 
nur selten die ökonomische Dimension beach-
ten: Finanzielle Unabhängigkeit von Familie 
und Partner, ein ausfinanziertes Hilfssystem 
und kostenlose Gesundheitsversorgung!

Wir fordern also das Recht, selbst über unsere 
Körper zu entscheiden – unabhängig davon, 
wie alt wir sind. Schwangerschaftsabbruch darf 
keine Frage von Geld, Angst oder Zustimmung 
sein. Es muss ein Recht sein, und zwar für alle!

Deshalb fordern wir:
 � 	Kostenloser Zugang zu Beratung, Ver-

hütung und Abtreibung!
 � Keine Zustimmung der Eltern für Ab-

treibung oder „Pille danach“!
 � Ärzt:innen müssen offen informieren 

dürfen!
 � Mehr Hilfsangebote: Mutter-Kind-

Häuser, anonyme Beratung, Schutz-
räume, finanzielle Unterstützung!

 � Aufklärung an Schulen, die informiert 
statt zu verurteilen!

 � Abschaffung aller Gesetze, die unsere 
Selbstbestimmung einschränken!

 � Weg mit dem Druck, sich dem Ideal der 
bürgerlichen Kleinfamilie zu beugen! 
Für eine Welt ohne unterdrückerische 
Geschlechterrollen und für die Verge-
sellschaftung von Haus- und Sorge-
arbeit!

28

Von Urs Hecker

Oury Jalloh, Amad Ahmad, Yaya Jabbi, Achidi 
John, Laye-Alama Condé, Hussam Fadl, Ma-
tiullah J, Qosay Sadam Khalaf, Lamin Touray, 
Mouhamed Dramé und jetzt Lorenz A. Die Liste 
der migrantischen und schwarzen Menschen, 
vor allem Jugendlichen, die in Deutschland von 
der Polizei ermordet wurden, könnte noch sehr 
lange weiteraufgeführt werden. 

Erst im April sorgte der Polizeimord an Lorenz 
A in Oldenburg für große Trauer und Wut. Lo-
renz, ein 21 Jahre alter schwarzer Jugendlicher, 
wurde mit mehreren Schüssen von hinten in 
den Rücken und in den Kopf von der Polizei 
ermordet.  Zehntausende gingen und gehen 
seitdem in Oldenburg und in ganz Deutschland 
auf die Straße.

Das war kein Einzelfall:  2024 war die Zahl der 
durch Polizeischüsse ermordeten so hoch wie 
noch nie seit Beginn der statistischen Auf-
zeichnung. 

Der Rassismus hat Sys-
tem
Immer wieder ermordet die deutsche Polizei 
also migrantische Menschen, immer wieder 
nimmt sie danach selbst die Ermittlungen auf, 
immer wieder werden daraufhin die Verfahren 
gegen die Mörder eingestellt. 2023 landeten 
von über 4500 Ermittlungsverfahren gegen die 
Polizei, lediglich 80 bei einem Landgericht, Sta-
tistiken zu Verurteilungen gibt es kaum, aber 
sie dürften sehr gering ausfallen. 

Dieser Rassismus, diese Gewalt hat also Sys-
tem!

Dieses System heißt bürgerlicher Staat und 
Kapitalismus!

Das Kapital hat den Rassismus historisch ge-
schaffen und braucht ihn auch heute.

Der Rassismus nütz ihm dazu, die Arbeiter: in-
nen zu spalten, in dem er eine abgesonderte, 
entrechtete und unterdrückte Schicht schafft, 
die besonders stark ausgebeutet werden kann 



29

(z.B. durch Sklaverei oder Niedriglohnsektoren). Dem 
Gegenüber schafft er eine weitere Schicht vergleichs-
weise privilegierter Arbeiter:innen, die 

sich dem entsprechend oft mit dem Staat und seiner 
Herrschaft identifizieren und ein Überlegenheitsgefühl 
gegenüber den rassistisch Unterdrückten entwickeln. 
Diese Spaltung sorgt dafür, dass zum einen rassistisch 
Unterdrückte besonders stark ausgebeutet werden und 
zum anderen, dass man sich aber auch grundsätzlich 
nur schlecht gegen das Kapital wehren kann, da man 
nicht zusammen kämpft.

Dieser Rassismus ist in jedem bürgerlichem Staat ver-
ankert, da alle einen Teil ihrer Bevölkerung als Staats-
bürger:innen gegenüber einem anderen Teil, die es 
nicht sind, privilegieren.

Die Polizei übernimmt dabei die Rolle, die institutio-
nalisierte rassistische Unterdrückung durchzusetzen, 
also die rassistischen Gesetze anzuwenden. Sie schiebt 
ab, kriminalisiert ganze Bevölkerungsgruppen durch 
Racial Profiling, terrorisiert die Wohnviertel migranti-
scher Menschen, verfolgt politische Organisationen der 
migrantischen Community und schütz die Eigentums-
ordnung, die den Rassismus erst hervorbringt. 

Im Rechtsruck und mit zunehmender Repression spitzt 
sich das nochmal zu, wenn eine Abschiebeoffensive die 
nächste jagt, das Recht auf Asyl praktisch abgeschafft 
wird, Palästinademonstrationen zusammengeschlagen 
werden und Viertel wie Neukölln regelrecht besetzt 
werden. 

Es ist bei diesem Aufgabenbereich also auch kein Zu-
fall, wenn in der Polizei selbst massiver Rassismus 
vorherrscht und sich zum Beispiel die Spitzen der bei-
den Polizei- „Gewerkschaften“ regelmäßig extrem 
rassistisch äußern.  Diese grundlegend rassistischen 
Aufgaben und die damit einhergehende rassistische 
Einstellung innerhalb der Polizei, führen dann auch 
immer wieder, und im Rechtsruck immer mehr, zu ras-
sistischen Morden der Polizei. 

Die Polizei „ermittelt“ dann wie oben erwähnt selbst 
„gegen sich“, wobei dann so gut wie immer die eigenen 
Kolleg:innen geschützt werden. Der Staat hat auch kein 
Interesse daran diese Morde aufzuklären, lieber schützt 
er seinen Schlägertrupp und den Rassismus, den er ja 
selbst institutionalisiert.

Deswegen würde es auch nur begrenzt nützen, eine von 
der Polizei unabhängige Behörde zu schaffen, die diese 
kontrolliert, der ganze Staat, alle seine Behörden und 
die gesamte kapitalistische Produktionsweise sind von 
Rassismus durchzogen, eine „unabhängige“ Behörde 
würde den Rassismus also nur abermals reproduzieren.

Wir schützen uns selbst! 
Abolish the Police!
Wenn der Staat uns nicht schützen kann, müssen wir 
das eben selber tun. Wir, das meint die migrantische 
Community, alle vom Rassismus Unterdrückten, die 
Arbeiter:innenklasse und die Jugend. Wenn wir Selbst-
verteidigungskomitees gegen Abschiebungen, 
Polizeigewalt und Gewalt durch Nazis auf-
bauen, können wir die rassistische Gewalt 
zurückdrängen. In den USA zeigen 
uns die Proteste gegen ICE aktuell 
was möglich ist, wenn wir uns 
zusammentun und uns 
gemeinsam der rassisti-
schen staatlichen Gewalt 
entgegenstellen. Die Selbst-
verteidigungskomitees die wir auf-
bauen wollen, müssen dabei besonders 
breit sein und sich auf größere Organi-
sationen der migrantischen Community 
und der Arbeiter:innenklasse stützen, 
deswegen müssen wir auch Gewerk-
schaften und Linkspartei dazu aufru-
fen, an ihnen teilzunehmen bzw. sie ins 
Leben zu rufen. Diese Komitees müssen 
dann demokratisch gewählt und 
strukturiert werden. 

No Justice, No Peace: 
Die Bullen schützen 
uns nicht!



Dabei dürfen wir aber 
natürlich nicht den 
Rassismus unter-
schätzen, der aktuell 

in den Gewerkschaften, 
der Linkspartei wie in 

der ganzen Arbeiter:in-
nenklasse, 

so auch 
i n n e r -
halb der 

radikalen 
L i n k e n 
vorhan-

den ist.

Um rassistische Gewalt zu bekämpfen, müssen wir auch 
grundsätzlich dem Rassismus und dem Rechtsruck den 
Kampf ansagen. Auch in den Gewerkschaften und auch 
gegenüber der Linkspartei. 

Letztlich können wir den Rassismus aber nur wirklich 
bekämpfen, wenn wir ihm seine Grundlage entziehen: 
Das kapitalistische System, welches uns dazu zwingt, 
uns tagtäglich zu Bedingungen ausbeuten zu lassen, die 
die Kapitalist:innen nach ihren Interessen festlegen, 
muss überwunden und durch ein sozialistisches und 
solidarisches System ersetzt werden. 

Im Hier und Jetzt schlagen wir folgende Forderungen 
für den Kampf gegen rassistische Polizeigewalt vor: 

 � Abolish the Police – Polizei abschaffen und 
durch Selbstverteidigungskomitees von ras-
sistisch Unterdrückten, Arbeiter: innen und 
Jugendlichen ersetzen!

 � Keine Massenüberwachung z.B. durch, Vor-
ratsdatenspeicherung, Bundestrojaner, Vi-
deoüberwachung usw.!

 � Kein Racial Profiling und ein hartes Aburteilen 
von Bullen, die Racial Profiling anwenden!

 � Polizist:innen, die gewalttätig werden, sollen 
vor Volksgerichte gestellt und diese bei Bedarf 
abgeurteilt werden! Dafür müssen sie durch 
ein individuelles Erkennungszeichen identi-
fizierbar sein!

 � Keine Militarisierung der Polizei. Sofortige 
Entwaffnung der Polizei, vor allem was Taser, 
Maschinenpistolen, Knarren und Handgrana-
ten angeht!

 � Gemeinsamer Kampf der Arbeiter:innen al-
ler Nationalitäten: Kein Platz für rassistische 
Positionen in den Gewerkschaften! Keine Ras-
sist:innen in Gewerkschaftsfunktionen, in Be-
triebs- und Personalräten! Für das Recht aller 
Migrant:innen und Geflüchteten, den DGB-
Gewerkschaften beizutreten!

 � Polizei aus dem DGB schmeißen! Bullen ge-
hören nicht zur Arbeiter:innenklasse, sondern 
sind die Schlägertruppe des Kapitals!

 � Schluss mit den Abschiebungen! Volle Staats-
büger:innenrechte für alle, die hier leben wol-
len!

gekürzt werden.  Anstelle dessen werden hunderte Mil-
liarden für das Militär und Subventionen sowie Steuer-
senkungen für reiche Unternehmen lockergemacht.
Die Rassistische Politik erfüllt hier also zum einen den 
ganz praktischen Zweck - nämlich mehr Profit aus Mig-
rant:innen herauszuschlagen. 

Menschen werden in prekäre Arbeitsfelder gedrängt, 
an den EU Außengrenzen ins Mittelmeer geprügelt oder 
abgeschoben, wenn sie sich nicht fügen bzw. nicht die 

„richtigen“ Voraussetzungen mitbringen. - Wenn die 
Abschiebung droht, nimmt man jeden scheiß Job an und 
überlegt 1000 Mal, ob man sich zu Wehr setzt.

Rassismus hat in Deutschland und Europa schon lange 
Tradition. er existiert nicht einfach nur im luftleeren 
Raum, oder aufgrund besonderer Schlechtigkeit einzel-
ner Individuen, wie uns Liberale gerne weiß machen, 
sondern ist eingebettet in ein System, dass aus Men-
schen alles an Mehrwert rausholt, was aus ihnen raus-
zuholen ist. er hat Kalkül.
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Migrant:innen werden ausgebeutet und entmensch-
licht. Rassismus erfüllt den Zweck der Legitimation der 
Aushebelung von Rechten und Ausbeutung. Er soll uns 
zeigen, was „legitim“ ist, ohne zu glauben, dass es eines 
Tages auch gegen uns „legitim“ sein könnte.

Der Antimuslimische Rassismus bietet dabei spezifisch, 
als Schlüsselideologie der meisten westlichen Imperia-
listischen Staaten, Legitimation für rassistische Politik 
und ist wichtiges Spaltungsinstrument, wie etwa die 
sog. „Antisemitismusresolution“ zeigt. Die westlichen 
Länder zeigen ganz offensichtlich, dass Muslimische 
Menschen für sie Menschen zweiter Klasse sind, für die 
es sich nicht lohnt, sich einzusetzen - die ausgebeutet, 
ermordet und diskriminiert werden dürfen - die es ver-
dient hätten, mit denen man sich besser nicht für einen 
gemeinsamen Kampf solidarisiert. 

Ob es der Genozid in Gaza ist oder die Abschiebung 
unserer Nachbar:innen und Mitschüler:innen - sie alle 
zeigen uns, dass das deutsche Kapital für die BRD über 
allem steht. Sie zeigen uns, wer der wahre Feind ist und 
dass niemand frei ist, bis nicht alle frei sind. 

Die rassistische Hetze - angefangen in den Parlamen-
ten, weitergetragen durch Bild, Welt, Tagesschau und 
Co. - hat neben der Legitimation der Ausbeutung und 
von kriegen wie in Gaza oder gegen Iran oder Irak noch 
einen weiteren Zweck - er soll verschleiern, wer der 
wahre feind der Arbeiter:innenklasse ist. Er soll uns 
spalten und die rollen umdrehen. Er soll die Solidarität 
im Keim ersticken und die Massen gefügig halten. 

Doch ohne die AfD wäre 
solch eine rassistische Po-
litik nie passiert oder?
Bürgerliche Medien, Politiker:innen und auch Teile der 
radikalen Linken machen gerne die AfD für den Rechts-
ruck verantwortlich. Die Geschichte und die Gegenwart 
zeigen jedoch, dass SPD, CDU und Grüne auch Meister 
darin sind, die Arbeiter:innenklasse zu verraten und 
Migrant:innen zu unterdrücken, um Krisen auf ihnen 
abzuwälzen und Profit rauszuschlagen.

Die Agenda 2010 stellt den größten Generalangriff auf 
die Arbeiter:innenklasse in Deutschland dar, in dem 
auch Migrant:innen massiv angegriffen wurden. Initi-
iert und durchgeführt von der Koalition SPD und Grüne 
unter Gerhard Schröder in den früher 2000ern. Mit-
getragen wurde dieser angriff auch von den Gewerk-
schaften - was deren bürgerliche Führung entlarvt.

Um Deutschland attraktiv für Unternehmen zu machen, 
wurde der Niedriglohnsektor massiv ausgebaut - ein 
großer Teil davon waren Leiharbeiter:innen, darunter 
viele Migrant:innen. Leiharbeiter:innen konnten durch 
eine Ausnahmeklausel stärker ausgebeutet werden 
und sicherten löhne und Arbeitsplätze der Stammbe-
legschaft - werden sie nicht mehr gebraucht, werden 
sie „heimgeschickt“. Genau das passierte während der 
Finanzkrise 2008 dann auch. Danach wurden sie dann 
wieder nach Gebrauch angeworben. 

Wir sehen also, dass die AfD nicht diese böse kraft ist, 
die alle anderen Parteien nach rechts drückt - sie ist 
nicht Ursache des Rechtsrucks, wie bürgerliche Par-
teien gerne propagieren. Vielmehr ist es so, dass das 
Erstarken der AfD selbst ein Ausdruck der Krise ist. Sie 
gibt vermeintlich einfache antworten auf komplexere 
fragen und zieht Menschen an, die von der Krise be-
troffen sind. Grund für ein erstarken der AfD ist dabei 
auch die Führungskrise der Arbeiter:innenklasse und 
die Schwäche der radikalen Linken.

Aus diesen Erkenntnissen 
ergeben sich für uns als 
Revolutionär:innen klare 
Handlungsmaximen:
Ein Kampf gegen Rassismus bedeutet 
immer ein Kämpf gegen Staat und 
Kapital.

Um Rassismus in all 
seinen Formen be-
kämpfen zu kön-
nen, müssen wir 
eine starke und 
konsequente 
G e g e n m a c h t 
aufbauen - das bedeutet Ba-
sisarbeit in Schulen, Unis und be-
trieben. Wir müssen Forderungen auf-
stellen und für deren Umsetzung 
kämpfen, wobei wir im Kampf 
selbst eigene Rassismen erken-
nen und aufarbeiten müssen!

Matt Hrkac CC BY 2.0 via Flickr



Rassismus nützt den 
reichen! - Aber wie?

von Sonti M.

Die neue Regierung möchte „illegale Migration“ stop-
pen. Was das bedeutet ist eine faktische Abschaffung 
des Asylrechts, das durch die GEAS Reform Juni 2024 
bereits weitestgehend ausgehebelt wurde - Doch das 
reicht Merz und co nicht.

Laut dem Koalitionspapier sollen jegliche freiwilligen 
Asylprogramme abgeschafft, „sichere“ Drittstaaten- 
und „Rückführungs“-Abkommen ausgeweitet und alle 
Menschen, die in Europa Asyl beantragen in solch einen 
„sicheren“ Drittstaat deportiert werden. Statt 3 sollen 
es 5 Jahre sein, die es mindestens braucht, bis die deut-
sche Staatsbürger:innenschaft erworben werden kann, 
der Familiennachzug wird verboten und die Bezahlkarte 
soll in ganz Deutschland eingeführt werden. 

Um die geplanten massenhaften Abschiebungen - nen-
nen wir es mal beim Namen - sicherzustellen und den 
weiteren Ausbau des „Schutzes“ der deutschen und EU-
Außengrenzen, soll die Bundespolizei mit neuen Be-
fugnissen und Technologie ausgerüstet werden, unter 
anderem mit Drohnen. Damit geflüchtete Personen, 
sich gegen diese Maßnahmen nicht wehren können, 
wollen sie den Lebensstandard, nach dem „Bett-Brot-
Seife“-Prinzip, so niedrig wie möglich halten.

Die einzige Form von Migration die sie in Zukunft noch 
dulden wollen, ist das Anwerben möglichst billiger 
Facharbeiter:innen aus dem Ausland.Mit „Sicherheit“, 
wie behauptet wird, hat diese rassistische Abschot-
tungspolitik wenig zu tun.

Um zu verstehen, warum diese Angriffe auf Geflüchte-
te in solch schlimmen Ausmaß passieren, müssen wir 
uns die Weltlage und das System anschauen, in das sie 
eingebettet sind.  Rassistische (abschottungs-) Politik 
verschärft sich nicht einfach willkürlich irgendwann, 
sondern lässt sich als Phänomen, das in einem Zusam-
menhang mit Krisen steht, beobachten.

So konnte man es zum Beispiel nach der Wende beob-
achten und zuvor kam es im Zuge der Ölpreiskrise 1973 
zum Anwerbestopp von Gastarbeitern. Diesen ging es in 
den Augen der Regierung etwas „zu gut“ hier im Lande: 
Längere Aufenthalte führten zu einem festen Wohnsitz 
in Deutschland. Gewünschte billige Arbeitskraft ent-
puppte sich - oh wunder - als Menschen mit Familien, 
Bedürfnissen und Träumen. Aus billiger, funktionieren-
der Arbeitskraft wurden Menschen, die sich in Deutsch-
land ihr Leben aufbauten, die sich Wohnungen suchten 
und die es wagten, für bessere arbeits- und Lebensbe-
dingungen zu streiken.Alles nicht das, was erwünscht 
war.  Denn Migrant:innen sind nur so lange erwünscht, 
wie sie in der ihnen zugewiesenen gesellschaftlichen 
Position bleiben - also am Existenzminimum und ge-
zwungen, ausgebeutet zu werden.

Warum wird das Asylrecht 
jetzt ausgehöhlt?
Und auch heute entspringt die rassistische Politik der 
Imperialistischen Länder der tiefen Krise des Kapitalis-
mus - ausgelöst durch Überakkumulation und den Fall 
der Profitrate, welche wiederum den Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt vorantreiben.

Die Regierung fährt einige mittel hoch, um die Krise 
auf die Arbeiter:Innenklasse abzuwälzen und sich als 
Weltmacht zu beweisen. Durch Senkung der Löhne wird 
verzweifelt versucht, den Fall der Profitrate zu kaschie-
ren und durch die Extreme Aufrüstung bereitet man sich 
auf den Kampf um Einflusssphären vor – „Macht und 
Stärke“ sollen bewiesen werden. Und das alles auf dem 
Rücken der Arbeiter:innenklasse und besonders dem 
von Migrant:innen als vulnerabelsten Teil.

Was wir erleben, ist ein neuer Generalangriff. Der 8 
Stundentag soll abgeschafft, das Recht auf Asyl voll-
ends ausgehebelt und im Sozialen Sektor soll massiv 
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